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Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen und Herren,

die Tarifeinigung für den Bereich der
Beschäftigten der Länder vom März
2011 beinhaltete für das Jahr 2011
eine Einmalzahlung von 360 Euro
sowie eine Anpassung der Entgelte
zum 1. April 2011 um linear 1,5 %
und zum 1. Januar 2012 um linear
1,9 % sowie um einen Sockelbetrag
von 17 Euro. Nach dem neuen Ge-
setzentwurf der Landesregierung
zur Anpassung der Dienst- und Ver-
sorgungsbezüge soll dieser Tarifab-
schluss wirkungsgleich auf den Be-
amten- und auf den Versorgungsbe-
reich übertragen werden. Dabei soll
die unter der früheren Landesregie-
rung zum 1. April 2011 erfolgte Er-
höhung der Besoldung und der Ver-
sorgungsbezüge von 2 % angerech-
net werden. Die gegenüber dem Ta-
rifbereich um 0,5 Prozentpunkte hö-
here lineare Anpassung der Besol-
dung und Versorgung zum 1.April
2011 soll dabei durch eine entspre-
chend verminderte Einmalzahlung
für das Jahr 2011 ausgeglichen wer-
den. Im Übrigen sollen die Beträge
der Einmalzahlung nach dem Ge-
setzentwurf sozial gestaffelt werden
und mit der Höhe der Besoldungs-
gruppe abnehmen; in der B-Besol-
dung soll nach dem Gesetzentwurf
keine Einmalzahlung gewährt
werden.
Ab 1. Januar 2012 sollen die Besol-
dung und die Versorgungsbezüge
um 1,2% und anschließend um den
Sockelbetrag von 17 Euro erhöht
werden. Bei der linearen Erhöhung
wird neben dem Ausgleich der im
Jahr 2011 um 0,5 % höheren An-
passung die nach § 17 LBesGBW
vorgeschriebene - bei den letzten
acht allgemeinen Anpassungen aus-
gesetzte - Zuführung an die Versor-
gungsrücklage in Höhe von 0,2 %
berücksichtigt.
Insgesamt können diese Regelun-
gen gerade noch als wirkungsglei-
che Übertragung des Tarifergebnis-
ses angesehen werden.
Ein Vergleich mit der Einkommens-
entwicklung in der Wirtschaft und

der Inflationsrate zeigt allerdings,
dass die Beamten und Versorgungs-
empfänger mit diesen Anpassungen
für die Jahre 2011 und 2012 erneut
an Kaufkraft einbüssen sollen. Der
Einkommensrückstand wird sich
weiter erhöhen und hat inzwischen
eine Dimension erreicht, die eine äu-
ßerst schlechte Ausgangslage für die
künftige Gewinnung von qualifizier-
tem Nachwuchs sein wird. Viele Kol-
leginnen und Kollegen empfinden
es da als ungerecht, dass die Diäten
der Abgeordneten des Landtages
durch die seit einigen Jahren beste-
hende Kopplung an die allgemeine
Einkommensentwicklung für das
Jahr 2011 um 4,55 % angehoben
wurden. Hier wird offensichtlich mit
zweierlei Maß gemessen.

Zum Dienstrecht ist derzeit die Ein-
führung von Lebensarbeitszeitkon-
ten in der Diskussion. Wir fordern
die Landesregierung auf, dieses
Thema nicht länger aufzuschieben,
sondern bald ein vernünftiges Kon-
zept vorzulegen. Die vom Staatsan-
zeiger vor einigen Wochen durchge-
führte Umfrage ergab mit 62 %-iger
Zustimmung ein klares Meinungs-
bild für dieses Instrument, das in wei-
ten Bereichen der Wirtschaft schon
eingeführt ist. Es würde zu einer Fle-
xibilisierung beitragen, die den Be-
schäftigten und den Dienstherren
nutzen kann.

Erfreulich ist, dass die neue Landes-
regierung jetzt darangeht, die im
Zuge der Dienstrechtsreform er-
folgte Verschlechterung des Perso-
nalvertretungsrechts wieder rück-
gängig zu machen. Notwendig sind
hier Regelungen, auf deren Basis
eine breite Einbindung der Mitarbei-
ter erfolgt und die es ermöglicht,
eine gute Verwaltungskultur aufzu-
bauen und zu pflegen. Dazu ist
wichtig, dass in den Verwaltungen
die Belange der Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter ernst genommen
werden und die Dienststelle und die
Personalräte auf Augenhöhe ver-

trauensvoll zusammenarbeiten. Die
geplante Einführung der Doppik
sorgt derzeit für einige Unruhe.
Nach aktueller Rechtslage sollen die
Kommunen die Umstellung bis
2016 durchführen. Dagegen regt
sich Widerstand, der von der neuen
Landesregierung aufgegriffen
wurde. Sie beabsichtigt, ein Wahl-
recht einzuführen und erhält dabei
Unterstützung von maßgeblichen
kommunalen Spitzenverbänden.
Zahlreiche Kolleginnen und Kolle-
gen aus dem Bereich Finanzwirt-
schaft klagen über den erheblichen
Mehraufwand. Dabei werden fun-
diert Zweifel geäußert, ob die ge-
plante Einführung betriebswirt-
schaftlicher Elemente in dieser Form
für öffentliche Verwaltungen, mit an-
deren Rahmenbedingungen wie in
derWirtschaft, sinnvoll ist. Solche Be-
denken müssen ernst genommen
werden. Die jetzige Lage ist auch
eine Chance, die erkannten konzep-
tionellen Mängel aufzuarbeiten und
gemeinsam ein System zu entwi-
ckeln, das dem Bedarf der Praxis
besser entspricht.
Mit freundlichen Grüßen
Ihr

Hans Reibold
Verbandsvorsitzender
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Berufspolitische Umschau

Kreisvorsitzendenkonferenz

Nun war es bereits die 5. Kreisvorsitzenden-
konferenz, die am Freitag, den 15. Juli 2011
wieder in den Räumen der Landesbauspar-
kasse Baden-Württemberg durchgeführt
werden konnte, also ein kleines Jubiläum.
Wieder konnten die Konferenzteilnehmer
Gäste der LBS sein, die vor allen Dingen mit
kommunalen Amtsträgern durch die Verbin-
dungmit den Kreissparkassen verbunden ist.
Nahezu alle Kreisvorsitzende folgten erfreuli-
cherweise der Einladung.

Eröffnung und Begrüßung, Grußwort
durch LBS
Verbandsvorsitzender Hans Reibold be-
grüßte alle Anwesenden, besonders jedoch
das stellvertretende Vorstandsmitglied der
LBS, Wolfgang Kaltenbach. Er dankte der
LBS für die hervorragende Gastfreundschaft.
Für Wolfgang Kaltenbach ist dies eine Selbst-
verständlichkeit, da die LBS durch die Veran-
kerung mit den Kreissparkassen besonders
eng dem öffentlich-rechtlichen Bereich ver-
bunden ist. Er betonte in seinem Grußwort,
dass jeder 7. Baden-Württemberger einen
Bausparvertrag besitze. Rd. 8 Milliarden E
Bauspareinlagenwerden von der LBS verwal-
tet, die Bausparsummen betragen 48Milliar-
den Euro. Im Jahr werden 1 Milliarde Bau-
sparfinanzierungen geleistet. Der Bauspar-
vertrag, früher eher belächelt und nahezu zu
Grabe getragen, erlebt eine regelrechte Re-
naissance. Die Sachwerte haben vor dem
Hintergrund der Finanzmarktkrise erheblich
an Bedeutung gewonnen. Die Zinsgestal-
tung bei den Bausparverträgen ist unabhän-
gig vom Kapitalmarkt und daher von den
Bauherrn sicher einzuschätzen und zu pla-
nen. Es gibt keine "Angst" vor steigenden
Zinsen während der Laufzeit des Darlehens.
Aus diesen Gründen kann die Landesbau-
sparkasse auch auf ein gutes Ergebnis zu-
rück- und vorausblicken.

Bericht zur Lage
Verbandsvorsitzender Hans Reibold betonte,
dass der VdV im Land ein anerkannter Ge-
sprächspartner von Politik und Verwaltung
sei. Diese Situation muss ständig erarbeitet

werden. Deshalb führe der VdV auch Ge-
spräche mit allen im Landtag vertretenen
Parteien, ob Regierungs- oder Oppositions-
partei. Dies habe sichbewährt. Dasselbe gelte
für die Ministerialebene. Darüber hinaus
gelte es, bei anderen Veranstaltungen wie
bsp. Neujahrsempfang der Landesregierung,
Sommerfest der SPD-Landtagsfraktion, Zu-
sammenkünfte beim BBW präsent zu sein.
Mit Letzterem bestehe ein gutesZusammen-
wirken. Der BBW werde seine Organisations-
struktur verschlanken. So werden Orts- und
Kreisverbände aufgegeben und in Regie-
rungsbezirksverbänden gebündelt.
Bei der Dienstrechtsreform war der VdV von
Anfang an mit eingebunden. Mit dem Sach-
verstand unserer ehrenamtlich tätigen Kolle-
gen in den Arbeitskreisen konnten wertvolle
˜nderungsvorschläge gegenüber den ersten
Vorstellungen der damaligen Regierung
"Oettinger" durchgesetzt werden. Die seit
01. Januar 2011 in Kraft getretene Reform
ist im Wesentlichenakzeptabel. Verbesserun-
gen hat die neue Landesregierung im Be-
reich der Mitbestimmung bereits angekün-
digt. Damit wird auch einem Verlangen des
VdV Rechnung getragen.
Im Zusammenhang mit der Dienstrechtsre-
form werde das Innenministerium nun an-
stelle der Laufbahnverordnung für seinen
Geschäftsbereich Laufbahnregelungen erlas-
sen. Entsprechende Gespräche seien vom
VdV mit dem IM bereits geführt worden. Der
große Wunsch, dass der neueingeführte Ma-
sterstudiengang an unseren Hochschulen
den direkten Zugang zum höheren Dienst
ermöglicht, wird wohl aus grundsätzlichen
Überlegungen nicht realisiert werden kön-
nen. Allerdings soll der Aufstieg vom geho-
benen in denhöheren Dienstmit dem erfolg-
reich abgeschlossenen Masterstudiengang
entscheidend erleichtert werden, da es von
dem Erfordernis des Erreichens des Endam-
tes Ausnahmeregelungen geben soll. Dies
wäre von unserer Seite aus zu akzeptieren.
Er betont weiter, dass die Personalratsarbeit
für das Netzwerk des VdVwichtig wäre. Des-
halb seien auch Ansprechpartner in allen

Dienststellen notwendig. Dies sei insbeson-
dere bei den Landratsämtern noch verbesse-
rungsfähig.
Der Verband der Verwaltungsbeamten ist
Mitglied im Beamtenbund Baden-Württem-
berg und im Deutschen Beamtenbund sowie
in der Deutschen Verwaltungs-Gewerk-
schaft.
Letztere ist der Zusammenschluss der Ver-
waltungsbeamtenverbände der Länder auf
Bundesebene. Dies sei deshalb erforderlich,
da sonst die Verwaltungsbeamten in Berlin
keine "Stimme" hätten und nicht wahrge-
nommen werden. In der DVG sei er stellver-
tretender Bundesvorsitzender und Schatz-
meister. Mit Kollege Stefan Friedrich stelle
der VdV auch den Bundesjugendleiter. Die
DVG habe es sich zur Aufgabe gemacht, ihre
Strukturen zu verschlanken, um Kosten ein-
zusparen. Daran werde zurzeit gearbeitet.
Der Deutsche Beamtenbund plane, sich bei
seinem nächsten Gewerkschaftstag mit der
dbb-tarifunion zu einer Organisation zusam-
menschließen. Damit der neue Dachverband
die Forderungen aller Mitglieder besser
durchsetzen könne, müssen alle Unterorga-
nisationen formal tariffähig sein. Deshalb
werde man bei der nächsten Vertreterver-
sammlung in diese Richtung eine Satzungs-
änderung vorschlagen müssen.
Verbandsvorsitzender Hans Reibold erklärt,
das auch der VdV für seine Zukunftsplanung
ein Konzept erarbeiten sollte. Es müsse er-
kennbar werden, wie sich der VdV in der
Zukunft aufstellen wolle. Daher werde der
Arbeitskreis Struktur seine Arbeit an einer
Agenda 2020 weiterführen.
Zu diesen wichtigen Themen entspann sich
eine rege Diskussion mit einem konstrukti-
ven Gedankenaustausch.

Die Situation nach der Landtagswahl
Verbandsvorsitzender Hans Reibold führt
aus, dass das Ergebnis der Landtagswahl
durchaus überraschend gewesen sei. Bemer-
kenswert dabei sei, dass 35 % der Beamten
GRÜN gewählt hätten. Wahlentscheidend
seien offenbar die Themen Energie und Um-
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welt, Schule und Bildung, aber auch Stuttgart
21 gewesen. Im Koalitionsvertrag sei eine
Forderung der Beamten enthalten, nämlich
der Gesundheitsvorsorge mehr Raum zu ge-
ben und diese gesetzlich festzulegen. Die
Grundeinstellung der GRÜNEN gegenüber
dem Berufsbeamtentum sei immer noch kri-
tisch, allerdings seien die erkennbaren Aussa-
gen deutlich vorsichtiger formuliert. Der
neue Ministerpräsident Winfried Kretsch-
mannwolle nicht der "Beamtenschreck" sein.
Oberster "Amtschef" als Ministerialdirektor
im Innenministerium sei Kollege und Mit-
glied Dr. Herbert Zinell und im Integrations-
ministerium Kollege und Mitglied Manfred
Stehle geworden. Ergänzend weisen Kollege
Jochen Müller und Harald Gentsch darauf
hin, auch künftig vor allen Dingen den
"GRÜNEN" gegenüber wachsamzu sein. So
sehen es auch die Kreisvorsitzenden.

Vertreterversammlung
am 24. September 2012
Verbandsvorsitzender Hans Reibold erklärt,
dass die Vertreterversammlung, die turnus-
mäßig alle vier Jahre stattfinde, am 24. Sep-
tember 2012 im Quadrium in Wernau
durchgeführt werde. Der seitherige Konfe-
renzort des "Plenums" des Sparkassenver-
bandes am Hauptbahnhof Stuttgart könne
wegen der Bauarbeiten zu Stuttgart 21 nicht
genutzt werden. Allerdings habe der Spar-
kassenverband bereits zugesichert, die da-
rauffolgende Vertreterversammlung im Jahr
2016 wieder in ihren Räumen durchzufüh-
ren, da bis zu diesem Zeitpunkt die neue
Sparkassenakademie, die im Anschluss an
den Gebäudekomplex des Sparkassenver-
bandes erstellt werde, nutzbar sei. Er werde
als Verbandsvorsitzender nicht mehr zur
Verfügung stehen, da er zum Ende nächsten
Jahres in den Ruhestand gehen werde und
an der Spitze des Verbandes ein aktiver Kol-
lege/Kollegin stehen sollte. Daraufhin sagt
Kollege Jochen Müller, dass er bereit sei, für
den Landesvorsitz zu kandidieren. Dies fin-
det die einhellige Zustimmung der Kreisvor-
sitzenden.

Der Vorstand beriet und beschloss

Bericht zur Lage
Der Verbandsvorsitzende berichtete über die
Sitzungen der Arbeitskreise Beamtenrecht,
Ausbildung und Struktur mit den Themen
Dienstrechtsreform, Evaluierung Bachelor-
studiengang, Landtagswahl und DVG-
Strukturen.
Gegenstand der Beratungen war auch der
doch überraschende Ausgang der Landtags-
wahl und sich für den VdV daraus ergeben-
den Konsequenzen. Man wird so rasch als
möglich mit den neuenMinistern und Minis-
terpräsident Winfried Kretschmann sowie
den Landtagsfraktionen Kontakt aufnehmen.
Vonder im Zuge der Dienstrechtsreform von
der alten Regierung vorgesehenen Einfüh-
rung von Lebenszeitarbeitskonten sieht die
neue Regierung zurzeit ab. Hier war der Vor-

Geschäftsführer Kollege Harald Gentsch
führt aus, dass der Ablauf nach dem bewähr-
ten Muster der vergangenen Vertreterver-
sammlung vorgesehen sei. in den kommen-
den Kreisversammlungen sollten die jeweili-
gen Vertreter, sofern noch nicht geschehen,
bestimmt bzw. gewählt werden. In der nächs-
ten Vorstandssitzung werde auch ein schlag-
kräftiges Motto festgelegt. Für Vorschläge sei
man sehr aufgeschlossen. Ministerpräsident
Winfried Kretschmann habe sein Kommen
bereits zugesagt.

Bachelor- und Masterstudiengang
Kollege Jochen Müller berichtet über den ak-
tuellen Stand des Bachelor- und des Master-
studienganges. Aufgrund eines Landtagsbe-
schlusses wurde der Bachelorstudiengang
evaluiert. Der Bericht liege vor. Dieser Bericht
sei auch für die Interessen des VdV sehr posi-
tiv. Insbesondere werde die interne Ausbil-
dung als richtig erachtet und einer Externali-
sierung widersprochen. Es werde bestätigt,
dass der Praxisbezug der Ausbildung ein
großerVorteil sei, derauch durch die Lehrbe-
auftragten und die Praxisstellen begründet
sei.
Als einen Riesenerfolg bezeichnet er den er-
folgreichen "Kampf" für einen Masterstudi-
engang an den Hochschulen Kehl und Lud-
wigsburg. Bereits der zweite Jahrgang werde
seinen Betrieb aufnehmen.
Auch für die Ausbildung für den mittleren
Verwaltungsdienst werde zurzeit eine Evalu-
ation durchgeführt. Der VdV sei hier mit ein-
bezogen. Der mittlere Verwaltungsdienst
werde nach wie vor für sehr wichtig erachtet,
allerdings nehme die Zahl der Anwärter je-
des Jahr ab, währenddessen die Zahl der
Auszubildenden im Angestelltenbereich zu-
nehme. Die Kreisvorsitzenden halten den
mittleren Verwaltungsdienst ebenfalls für
notwendig, geben allerdings zu bedenken,
ob die finanzielle Situation des mittleren
Dienstes nicht verbessert werden sollte, in-
dem das Eingangsamt höher bewertet und
Beförderungsmöglichkeiten erweitert wer-
den sollten.

stand der Auffassung, dass in bei den kom-
menden Gesprächen klar gemacht werden
muss, dass der VdV darauf drängt, dass diese
Lebenszeitarbeitskonten rasch eingeführt
werden sollen. (Auf den Bericht "Arbeitszeit-
konten gefordert" auf Seite ... wird hinge-
wiesen).
Im Zuge der Dienstrechtsreform wurde auch
die Landeslaufbahnverordnung aufgehoben.
Jedes Ressort löst diese Aufgabe jetzt für sei-
nen Arbeitsbereich selbst. Der VdV hat be-
reits mit dem Innenministerium Gespräche
über die von dort vorgesehenen Laufbahnre-
gelungen geführt.
Mit dem Innenministerium wurde in der Zwi-
schenzeit auch der jährliche Erfahrungsaus-
tausch über Ausbildungsfragen des mitt-
leren und gehobenen Verwaltungsdienstes

Berichte und Anregungen aus den
Kreisverbänden
Im Wesentlichen wird über die Möglichkei-
ten zur Mitgliederwerbung diskutiert. Ein
wichtiger Bereich, der in dieser Hinsicht noch
ausgebaut werden könnte, sei die Repräsen-
tanz bei den Einführungslehrgängen. Hier
haben insbesondere die Kreise Ravensburg
und Ostalbkreis gute Erfahrungen gemacht.
Auch dieKreise Calw, Enzkreis und Freuden-
stadt arbeiten gut und eng zusammen. Kol-
lege Michael Knapp gibt zu überlegen, ob
der VdV nicht auch in Facebook aktiv werden
sollte. Hierzu werden auch andere Auffas-
sungen vertreten. Kollege Alfred Maucher
regt an, überNewsletter eine weitere Mitglie-
derpflege einzusetzen. Auch hier werden
Gegenargumente erhoben. Einig ist die Kon-
ferenz darüber, bei den Einführungslehrgän-
gen aktiv zu werden.
Bericht über die laufenden Geschäfte
Hier berichtet Verbandsgeschäftsführer Ha-
rald Gentsch über dieMitgliederentwicklung,
die sich vorsichtig positiv darstelle, die finan-
zielle Situation, die zufriedenstellend sei, und
die Statistik der Kreisversammlungen.
Er berichtet ferner, dass der Verband im ab-
gelaufenen Jahr bei insgesamt 212 Bürger-
meister-, Oberbürgermeister-, Landrats- und
Beigeordnetenwahlen gratuliert habe. 172
Rechtsanfragen seien bearbeitet worden, mit
steigender Tendenz. Bei den Kreisversamm-
lungen seien insgesamt 271 Mitglieder für
25-, 40-, 50- und 60-jährige Mitgliedschaft
mit der Ehrenurkunde, der Ehrennadel und
einem kleinen Geschenk geehrt worden.
Schlusswort
Verbandsvorsitzender Hans Reibold bedankt
sich abschließend bei allen Teilnehmern für
ihre Mitwirkung und würdigt dabei insbeson-
dere das ehrenamtliche Engagement aller
Kreisvorsitzender. Dies sei auch ein Marken-
zeichen des Verbandes der Verwaltungs-
beamten und Garant des Erfolgs.
Im kommenden Jahr wird die Kreisvorsitzen-
denkonferenz wieder durchgeführt:

Termin ist Freitag, der 13. Juli 2012.

geführt. Dabei war ein zentraler Punkt die
Forderung der Hochschulen und des VdV,
die Zulassungszahlen für das Studium des
gehobenen Verwaltungsdienstes in Hinblick
auf die zu erwartenden Pensionierungen in
den nächsten Jahren deutlich zu erhöhen.
Der Vorstand beschäftigte sich auch mit sei-
nen Dachverbänden. So berichtete der Ver-
bandsvorsitzende über die Jahrestagung des
Deutschen Beamtenbundes in Köln. Dort
habe der Bundesvorsitzende Peter Heesen
als Schwerpunkt den Schuldenabbau der öf-
fentlichen Hand gefordert. Diskutiert wurde
auch die Verschmelzung des Deutschen Be-
amtenbundes mit der noch eigenständigen
Tarifunion des Beamtenbundes. Im Beam-
tenbund Baden-Württemberg werden zur
Zeit Diskussionen über die Verschlankung
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der Strukturen geführt. Es wird darüber
nachgedacht, die Kreis- und Ortsverbände
des BBW aufzulösen und nur noch Regie-
rungsbezirks-Verbände zu bilden.

Evaluation Bachelor-Studiengang
In der Zwischenzeit ist der Evaluierungsbe-
richt des mit der Evalulierung beauftragten
Unternehmes evalag fertiggestellt. Erfreuli-
cherweise wird darin die interne Ausbildung
und damit die internen Hochschulen Kehl
und Ludwigsburg nicht in Frage gestellt. Da-
mit wird unsere jahrzehntelange Auffassung
bestätigt. Nun wird das Staatsministerium
dem Landtag berichten, da dieser den Prüf-
auftrag beschlossen hatte. Es bleibt abzuwar-
ten, welche weiteren Konsequenzen bezüg-
lich einer Straffung und Verbesserung des
Studiums dann gezogen werden.

Vertreterversammlung 2012
Der Vorstand beschäftigte sich mit der Ver-
treterversammlung, die am Montag, den 24.
September 2012 im Konferenzzentrum
"Quadrium" in der Stadt Wernau im Land-
kreis Esslingen stattfinden wird. Zur öffentli-
chen Veranstaltung hat Ministerpräsident
Winfried Kretschmann sein Kommen bereits
zugesagt. Im Übrigen wird sich der Vorstand
in seinernächsten Sitzung weiter mit den De-
tails zur Vorbereitung der Vertreterversamm-
lung beschäftigen.

Bericht aus der DVG
Das wichtigste Thema der Beratungen inner-
halb der DVG (Deutsche VerwaltungsGe-
werkschaft) ist die Ausarbeitung einer neuen
Verbandsstruktur. Diese soll schlanker und
damit wirtschaftlicher sein. Der Vorstand be-
schloss einstimmig, dass eine weitere Erhö-
hung der Kopfbeiträge an die DVG abge-
lehnt wird und eine Senkung angestrebt wer-
den soll. Die Arbeitskreise "Struktur" und
"Beamtenrecht" hat Empfehlungen für den
bis jetzt vorliegenden Entwurf einer neuen
Struktur der DVG erarbeitet, die vom Vor-
stand einstimmig gebilligt wurden.

Jahresabschluss 2010
Der Jahresabschluss 2010 war positiv. Dem
Eigenkapital konnten rund 32.000 E zuge-
führt werden. Die Rechnungsprüfer beschei-
nigten eine einwandfreie Kassen- und Wirt-
schaftsführung. Der Verbandsvorstand
sprach der Geschäftsstelle ausdrücklich seine
Anerkennung aus und wird der Vertreterver-
sammlung 2012 die Annahme des Rech-
nungsergebnisses vorschlagen.

Bericht des Geschäftsführers
Verbandsgeschäftsführer Harald Gentsch be-
richtete über die finanzielle Entwicklung und
die Gewinn- und Verlustrechnung zum 31.
Mai 2011 sowie die Prognose zum 31. De-
zember 2011. Danach wird der Planansatz
eingehalten und es kann wohl ein kleiner
Überschuss erwirtschaftet werden.
Die Mitgliederentwicklung ist ebenfalls zu-
friedenstellend, doch muss der Stand am
Ende des Jahres abgewartet werden, um ein
endgültiges Urteil fällen zu können, so
Gentsch.

Informationsgespräch beim KVBW

Von links: Karl-Heinz Bromberger, Hans Reibold, Jochen Müller (VdV), Dietmar Bank,
Jochen Müller (KVBW)

Arbeitsgespräch mit dem KVBW

Einer guten Tradition folgend fand Ende Juli
die jährliche Arbeitsbesprechung mit dem
Kommunalen Versorgungsverband (KVBW)
statt. Gesprächsteilnehmer waren:
Karl-Heinz Bromberger, stv. Verbandsdirektor,
Dietmar Bank
und Jochen Müller, alle KVBW,
sowie Hans Reibold, Verbandsvorsitzender
und Jochen Müller, Bürgermeister, stv. Ver-
bandsvorsitzender, beide VdV.
In einem konstruktiven Gedankenaustausch
wurden zahlreiche Themen behandelt, die
die Versorgungssituation der Verwaltungs-
beamten imkommunalen und im staatlichen
Bereich betreffen. ImMittelpunkt standen die
aktuelle Lage und die politischen Bemühun-
gen, für dieVersorgungssysteme nachhaltige
Finanzierungskonzepte zu finden. Dabei
wurde die Rolle von wissenschaftlichen Bera-
tern auf diesen Feldern zurückhaltend beur-
teilt. Insbesondere bestehen Zweifel, ob die
Veröffentlichungen des Freiburger Prof. Raf-
felhüschen unabhängig und wissenschaftlich
fundiert sind.

Entwicklung der Versorgungsrechts
im Bundesgebiet

Die vom KVBW dargestellte Übersicht über
die unterschiedlichen Entwicklungen nach
der Föderalismusreform zeigte deutlich, dass
bisher nur beim Bund und in den Bundeslän-
dern Bayern und Baden-Württemberg die
Neugestaltung des Versorgungsrechts abge-
schlossen ist. Die Vergleichsübersichten für
die Besoldung und die Versorgungsbezüge
von aktiven Beamten und von Pensionären
zeigen schon ein deutliches Auseinandertrif-
ten zwischen den Bundesländern. Für das

Land wurde festgestellt, dass die mit der
Dienstrechtsreform zum 1. Januar neu einge-
führte freiwillige Verlängerung des Pensions-
alters ein tragbarer Kompromiss war. Diese
Option wird bisher in den Laufbahnen unter-
schiedlich in Anspruch genommen. Die stu-
fenweise Anhebung des Pensionsalters im
Gleichklang zu den Rentensystemen wurde
als notwendige und richtige Folge auf die de-
mografische Entwicklung gesehen. Zu der im
Land neu eingeführten Trennung der Alters-
sicherungssysteme und dem Versorgungs-
lastenausgleich liegen noch wenig Erfahrun-
gen vor.

Finanzierungssysteme für
Versorgungsaufwendungen
Die im kommunalen Bereich im Land schon
seit Langem eingeführte Umlagefinanzie-
rung hat sich nach Auffassung der KVBW-
Vertreter bestens bewährt. Auch wenn der
ewige Umlagesatz von 34 % wegen der de-
mografischen Entwicklung auf 39% anzuhe-
ben ist, soll dieses Verfahren als nachhaltiges
Finanzierungssystem für die Zukunft beibe-
halten werden. Im Landesbereich wurde lei-
der erst vor einigen Jahren mit dem Aufbau
eines kapitalfinanzierten Rücklagensystems
begonnen. Nach den Plänen der neuen Lan-
desregierung sollen die Zuführungen pro
Beamten im Landesbereich deutlich aufge-
stockt werden. Es wurde begrüßt, dass das
Land damit einen Schritt in Richtung nach-
haltige Finanzierung mache.

Bewertung der Finanzeckdaten des
Landes zur Beamtenversorgung
Die vom VdV zusammengestellten Finanz-
eckdaten wurden mit anderen Informationen
abgestimmt. Die gemeinsame Bewertung er-
gab, dass die von der neuen Landesregie-
rung in ihrem jüngsten "Kassensturz" be-
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schriebene dramatische Lage zu den Versor-
gungsausgaben überzogen dargestellt
wurde. Die dort mit absoluten Ausgabewer-
ten und mit der Versorgungs-Haushalts-
quote erfolgte Beschreibung der "Pensions-
lasten" müsse für eine fachlich solide Beurtei-
lung zwingend um die Versorgungs-Steuer-
quote ergänzt werden. Es wurde bemängelt,
dass dieser Wert im jüngsten Versorgungs-
bericht des Landes nicht enthalten sei. Erst

Kostenloser Rechtsschutz für unsere Mitglieder ist wichtig

Wir bieten als Verband selbst und zusätzlich
über unsere Dachorganisation des Deut-
schen Beamtenbundes mit unserem Dienst-
leistungszentrum in Mannheim eine kosten-
lose Rechtsberatung und kostenlosenRechts-
schutz in allen dienst-, besoldungs-, vorsor-
gungs-, beihilferechtlichen Fragen und Prob-
lemen an. Auch in Disziplinarfällen stehenwir
zur Seite.
Wie wichtig dies sein kann, zeigt uns exemp-
larisch ein Fall eines Kollegen. Mit seinem
Einverständnis dürfen wir seine Zuschrift
nachstehend veröffentlichen.
Das bedeutet für unsere Mitglieder einen
großen Vorteil und Gewinn, nicht nur dass
der Rat, die Unterstützung und die rechtliche
Vertretung kostenlos, d.h. im Mitgliedsbei-
trag enthalten ist, wichtiger ist sogar, dass es
sich bei den Rechtsanwälten unseres Dienst-
leistungszentrums um ausgewiesene Spezi-
alisten im öffentlichen Beamten- und Tarif-
recht handelt.
Ein besseres Werbeargument, um noch un-
entschlossene Kolleginnenund Kollegen von
einem Beitritt zum VdV zu überzeugen,
kann es eigentlich nicht geben.

Lieber Herr Gentsch,
als Kanzler der PH Weingarten hatte ich Prob-
leme wegen anonymer Anschuldigungen, die
die Schwäbische Zeitung mehrfach zitiert
hatte. Als der Wissenschaftsministerium trotz
meiner Bitte sich nicht um Aufklärung geküm-
mert hatte, habe ich unseren Verband um
Rechtsschutz gebeten. Sie haben daraufhin
den Kontakt zum dbb Dienstleistungszent-
rum vermittelt.
Dieses hatte dann gegen das Land Baden-
Württemberg Untätigkeitsklage für mich er-
hoben. Nur im Gefolge dazu bin ich vom Mi-
nisterium und auch von der Hochschule öf-
fentlich rehabilitiert worden (s. Anlage!). Sonst
wäre meine Reputation kaltlächelnd auf dem
Altar der Staatsräson zugunsten der neuen
Ministerialdirektorin im Kultusministerium und
und früheren Rektorin, Margret Ruepp, geop-
fert worden. Sie können sich denken, dass ich
erleichtert bin und jetzt ohne Groll in genau
einer Woche in den Ruhestand treten kann.
Ich nehmedies zumAnlass, demVerband und
Ihnen persönlich für die mir geleistete Unter-
stützung zu danken. Herr Waibel und Frau
van Kaick vom dbb haben professionell und

mit der Darstellung des Verhältnisses der
Versorgungsausgaben zu den Steuereinnah-
men könne eine finanzpolitisch schlüssige
Bewertung erfolgen. Die bisherigen Informa-
tionen dazu würden zeigen, dass die etwa im
Jahr 2020 zu erwartende Spitze der Versor-
gungsausgaben für Landesbeamte bei Inan-
spruchnahme der Versorgungsrücklage und
des Versorgungsfonds durchaus finanzier-
bar seien.

routiniert den Prozess in die Hand genom-
men. Wir werden jetzt, nachdem ich das Kla-
geziel erreicht habe, die Hauptsache für erle-
digt erklären. Es ist anzunehmen, dass dann
das Gericht durch Beschluss die Kosten des
Verfahrens dem Land auferlegen wird.

Es hat sich hier wieder gezeigt, dass auch Be-
amte eine starke Interessenvertretung brau-
chen und sie sich insbesondere nicht auf die
Fürsorge des Dienstherrn verlassen dürfen.
Fast nichts ist eben im öffentlichen Dienst
selbstverständlich.

Falls Sie in unserer Zeitung eine werbende
Notiz unterbringen wollen: Ich habe nichts
dagegen!

Mit freundlichen Grüßen
Pädagogische Hochschule Weingarten

Ministerium entlastet Kanzler von
anonymen Anschuldigungen

Weingarten - In Presseberichten anlässlich
der Wahl eines neuen Kanzlers an der Päda-
gogischen Hochschule Weingarten waren
Anfang des Jahres anonyme Anschuldigun-
gen gegen den amtierenden Kanzler Ulrich
Kleiner bezüglich seiner Amtsführung zi-
tiert worden.

Kleiner hatte deshalb das Ministerium für
Wissenschaft, Forschung und Kunst Baden-
Württemberg um Prüfung der Vorwürfe ge-
beten. Das Ergebnis liegt nun vor. In einem
Schreiben desMinisteriums wird Kleiner von
den Anschuldigungen entlastet. Das Ministe-
rium bestätigt, dass in seinem Haus "Keine
Aktenberge mit Beschwerden" gegen Kanz-
ler Kleiner vorliegen und dass dort auch
keine Sachverhalte bekannt sind, nach denen
Ulrich Kleiner seine Amtspflichten als Kanzler
verletzt hätte.

Das Ministerium hofft, dass Kanzler Kleiner
mit dieser Erklärung sein Amt "ordnungsge-
mäß und unbeschädigt" zu Ende führen
kann.

Ergänzend dazu erklärt Prorektor Professor
Dr. Werner Knapp, dass Kanzler Kleiner in
den letzten Monaten unbeeindruckt von sei-
nem bevorstehenden Ausscheiden sehr en-
gagiert und konstruktiv in der Hochschullei-
tung mitgewirkt habe, wofür Knapp ihm au-
ßerordentlich dankbar ist.

Zügige Beihilfebearbeitung

Erfreuliches konnten die KVBW-Vertreter
über die Bearbeitungsdauer von Beihilfean-
trägen im kommunalen Bereich berichten.
Durch organisatorische Verbesserungen und
Ressourcenaufstockung liege man im Zielbe-
reich von 2 - 3 Wochen Bearbeitungsdauer.
Hans Reibold

Merkblatt zur
Gewährung von Altersgeld
Aufgrund der Einführung der Trennung der
Alterssicherungssysteme durch das Dienst-
rechtsreformgesetz besteht seit 1. Januar
2011 die Möglichkeit, Beamtinnen und Be-
amten, die auf eigenenAntrag entlassen wer-
den, an Stelle der Durchführung der Nach-
versicherung ein Altersgeld zu gewähren.
Damit den Beamtinnen und Beamten die
Entscheidung hierüber erleichtert wird, hat
das Ministerium für Finanzen und Wirtschaft
das beiliegende Merkblatt erstellt.

Merkblatt Altersgeld
Unter welchen Voraussetzungen habe
ich Anspruch auf Altersgeld?

Endet das Beamtenverhältnis durch Entlas-
sung, besteht keinAnspruch auf ein Ruhege-
halt. Durch die Einführungder Trennung der
Alterssicherungssysteme können Beamte, die
freiwillig auf eigenen Antrag aus dem Beam-
tenverhältnis ausscheiden, ihre dienstrechtli-
chen Ansprüche auf Alterssicherung bei ei-
nem Wechsel aus dem Beamtenverhältnis
heraus mitnehmen ("Altersgeld" statt Nach-
versicherung). Liegen die Voraussetzungen
für die Gewährung eines Altersgeldes nicht
vor, wird der Beamte für die Dauer des Be-
amtenverhältnisses in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung oder einer entsprechenden
berufsständischen Versorgungseinrichtung
(§ 186 SGB VI) nachversichert. Eine Nachver-
sicherung in einer Einrichtung der Zusatzver-
sorgung (z.B. VBL/ZVK) findet nicht statt.
Beamte, die auf eigenen Antrag aus dem Be-
amtenverhältnis entlassen werden, haben
Anspruch auf Altersgeld, soweit
- sie entweder nach Inkrafttreten des

Dienstrechtsreformgesetzes (1. Januar
2011) in ein Beamtenverhältnis berufen
wurden (§ 84 Abs. A LBeamtVGBW)
oder

- bei am 31. Dezember 2010 bereits be-
stehendem Beamtenverhältnis vor des-
sen Beendigung schriftlich erklären, dass
für sie die Regelungen zum Altersgeld
gelten sollen (§ 84 Abs. 2
LBeamtVGBW) und

- kein Grund für einen Aufschub der
Nachversicherung gegeben ist (§ 184
Abs. 2 SGB VI) und

- eine altersgeldfähige Dienstzeit von fünf
Jahren zurückgelegt wurde (§ 85 Abs. 1
LBeamtVGBW).
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Diese Grundsätze und die nachfolgenden
Ausführungen gelten für Richterverhältnisse
entsprechend (§ 1 Abs. 3 LBeamtVGBW).
Was muss ich tun?
Als Beamter, dessen Beamtenverhält-
nis bereits am 31. Dezember 2010 be-
stand (§ 84 Abs. 2 LBeamtVGBW):
- schriftliche und unwiderrufliche Erklä-

rung, Altersgeld in Anspruch nehmen
zu wollen

- Abgabe dieser Erklärung gegenüber der
obersten Dienstbehörde oder der von
ihr bestimmten Stelle (ggf. Anfrage bei
der personalverwaltenden Dienststelle)

- Abgabe der Erklärung vor Wirksamwer-
den der Entlassung

Hinweis: Nach Wirksamwerden der Entlas-
sung besteht keine Möglichkeit mehr, sich
für das Altersgeld zu entscheiden. In diesen
Fällen erfolgt zwingend eine Nachversi-
cherung.
Als Beamter, dessen Beamtenverhält-
nis ab dem 1. Januar 2011 begründet
wurde (§ 84 Abs. 1 LBeamtVGBW):
- Erklärung, Altersgeld in Anspruch neh-

men zu wollen, ist nicht erforderlich
- Möglichkeit, auf Altersgeld zu verzich-

ten (§ 85 Abs. 2 LBeamtVGBW; Folge:
Nachversicherung)

- Verzichtserklärung gegenüber der Be-
züge zahlenden Stelle (Zahlstelle) inner-
halb eines Monats nach der Entlassung
(§ 85 Abs. 3 LBeamtVGBW)

Wie berechnet sich das Altersgeld?
Die Berechnung des Altersgeldes erfolgt
weitgehend nach den für die Berechnung
des Ruhegehalts geltenden Grundsätzen un-
ter Zugrundelegung der altersgeldfähigen
Dienstbezüge und der altersgeldfähigen
Dienstzeit (§ 87 Abs. 3 LBeamtVGBW):
Altersgeldfähige Dienstbezüge sind (§
89 Abs. 1LBeamtVGBW):
- das Grundgehalt,
- sonstige Dienstbezüge, die im Besol-

dungsrecht als ruhegehaltfähig bezeich-
net sind,

- Leistungsbezüge.
Hinweis: Bei den altersgeldfähigen Dienstbe-
zügen wird der ehebezogene Familienzu-
schlag nicht berücksichtigt.
Altersgeldfühige Dienstzeiten sind (§
89 Abs. 2 LBeamtVGBW):
- Dienstzeiten im Beamtenverhältnis und

vergleichbare Zeiten,
- Zeiten eines Wehr- und Zivildienstes.

Hinweis: Zeiten, für die bereits in anderen
Alterssicherungssystemen Anwartschaften
oder Ansprüche erworben wurden (§ 24Abs.
3 LBeamtVGBW) sowie Vordienst- und Aus-
bildungszeiten (§ 23 LBeamtVGBW), sind
nicht berücksichtigungsfähig.
Das Altersgeld beträgt für jedes Jahr alters-
geldfähiger Dienstzeit 1,79375 Prozent der
altersgeldfähigen Dienstbezüge, insgesamt
jedoch höchstens 71,75 Prozent.

Das Altersgeld wird entsprechend den An-
passungen des Ruhegehalts dynamisiert (§
89 Abs. 1 LBeamtVGBW).

Beispiel zur Berechnung eines Alters-
geldes:
Beruflicher Werdegang:
Wehrdienst 1 Jahr
Studium 4 Jahre
Beamter auf Widerruf 2 Jahre
Arbeitnehmer im öff. Dienst 5 Jahre
Beamter auf Lebenszeit 15 Jahre

Die altersgeldfähige Dienstzeit beträgt 15
Jahre. Die Zeit des Studiums ist nicht berück-
sichtigungsfähig. Die Zeit des Wehrdienstes
und die Zeit alsArbeitnehmer im öffentlichen
Dienst werden in der gesetzlichen Renten-
versicherung berücksichtigt. Dies gilt in die-
sem Fall auch für die Zeit als Beamter auf
Widerruf, da diese Zeit nachversichert wurde.
(Andernfalls wäre die Zeit als Beamter auf
Widerruf altersgeldfähig). Daher scheidet
auch eine Berücksichtigung dieser Zeit für
die Berechnung des Altersgeldes aus.

altersgeldfähige Dienstzeiten (Jahre) x
1,79375 = Altersgeldsatz
altersgeldfähige Dienstbezüge x Al-
tersgeldsatz = Altersgeld

Der Altersgeldsatz beträgt 15 Jahre x
1,79375 % = 26,91 %.

Bei altersgeldfähigen Dienstbezügen von
3500 Euro ergibt sich ein Altersgeld von
941,85 Euro.

Wo erhalte ich Auskünfte?

Das LVB erteilt nur Auskünfte zur Höhe des
Altersgeldes. Bei Fragen zur Rentenhöhe, die
sich aufgrund einer Nachversicherung er-
gibt, wenden Sie sich an Ihren Rentenversi-
cherungsträger.

Was muss ich beachten, wenn ich mich
für die Gewährung eines Altersgeldes
entschieden habe?

- Das Altersgeld wird neben Leistungen
aus anderen Alterssicherungssystemen
als Ausfluss der Einführung der Tren-
nung von Beschäftigungszeiten grund-
sätzlich anrechnungsfrei gewährt.

- Der Anspruch auf Altersgeld kann nicht
abgefunden werden (§ 97 Abs. 1
LBeamtVGBW).

- Nachdem die Alimentationspflicht des
Dienstherrn entfällt, sobald der Beamte
entlassen wird, hat der auf Antrag ausge-
schiedene Beamte (wie im Fall der Nach-
versicherung) keinen Anspruch auf Bei-
hilfe oder die Gewährung eines Min-
destaltersgeldes.

- Die Hinterbliebenen eines ehemaligen
Beamten erhalten entsprechend den
Vorschriften des Hinterbliebenenversor-
gungsrechts ein Hinterbliebenengeld.
Ein Sterbegeld wird nicht gewährt (§ 91
LBeamtVGBW).

Wie läuft das Verfahren ab?
- Das Altersgeld wird vonder Bezüge zah-

lenden Stelle innerhalb von drei Mona-
ten nach Entstehung des Anspruchs
erstmalig festgesetzt. Die Festsetzung er-
folgt von Amts wegen. Sie steht unter
dem Vorbehalt künftiger Sach- und
Rechtsänderungen (§ 88 Abs. 1
LBeamtVGBW). Eine solche ˜nderung
kann z.B. im Fall einer Erwerbsminde-
rung vorliegen. ˜nderungen des Famili-
enstandes bleiben unberücksichtigt.

- Der Anspruch auf Altersgeld ruht bis
zum Ablauf des Monats, in dem der Be-
amte die Regelaltersgrenze nach dem
Sechsten Buch Sozialgesetzbuch er-
reicht hat (§ 87 Abs. 1 LBeamtVGBW).

- Die Zahlung des Altersgeldes beginnt
mit dem Erreichen der jeweils maßgebli-
chen Altersgrenze (§ 90 Abs. 1
LBeamtVGBW). Sie setzt einen Antrag
des ehemaligen Beamten voraus. Bei ei-
ner vorzeitigen Inanspruchnahme ver-
mindert sich das Altersgeld um einen
Abschlag, wie dies auch für ein Ruhege-
halt gilt (§ 87 Abs. 4 LBeamtVGBW).

- Ab dem 1. Januar 2016 wird im Abstand
von fünf Jahren jedem Altersgeldbe-
rechtigten eine Auskunft über die Höhe
des Altersgeldes erteilt (§ 96 Abs. 1
LBeamtVGBW).

Arbeitszeitkonten gefordert

Der BBW fordert Lebensarbeitszeit-
konten für Beamtinnen und Beamte in
Baden-Württemberg, die diese nicht
durch Stellenstreichungen erkaufen
müssen. Doch nach Schwarz-Gelb sagt
jetzt auch die grün-rote Landesregie-
rung noch nicht zu, ohne Spareingriffe
ein solches Modell zur Flexibilisierung
der Lebensarbeitszeit einzubringen.
Der BBW setzt weiterhinauf die Über-
zeugungskraft seiner guten Argu-
mente. Der Dialog mit der Landesre-
gierung hat begonnen.
Während Ministerin Krebs und Finanzminis-
ter Schmid anfänglich übereinstimmend fest-
stellten, dass Lebensarbeitszeitkonten nur in
Verbindung mit Stelleneinsparungen oder
Sparmaßnahmen an anderer Stelle zu ver-
wirklichen seien, lehnten BBW-Chef Volker
Stich und seine Stellvertreter eine solche Ver-
koppelung kategorisch ab. Nach einer
Stunde intensiver Beratung trennte man sich
zwar ergebnislos, jedoch sagten die Minister
Krebs und Schmid zu, das Thema in einer
Sitzung der Landesregierung intensiv zu be-
raten und zu entscheiden, ob, und wenn ja,
nach welchen Konditionen Lebensarbeitszeit-
konten in Baden-Württemberg umzusetzen
sind. Der Appell von BBW-Chef Stich, die
Chancen und Möglichkeiten von Lebensar-
beitszeitkonten nochmals zu überdenken,
hat zu guter Letzt die Vertreter der Landesre-
gierung doch noch nachdenklich gestimmt.
Und so kam man überein, die Unterredung
in absehbarer Zeit fortzusetzen. Diesmal hat-
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ten an dem Gespräch auch Spitzenbeamte
des Staats-, Finanz- und Innenministeriums
teilgenommen.
Der BBW sperrt sich nicht grundsätzlich ge-
gen einen Stellenabbau im öffentlichen
Dienst. Das räumte BBW-Landeschef Stich
gegenüber den Vertretern der Landesregie-
rung und den Spitzenbeamten der Ministe-
rien unumwunden ein. Er erinnerte aber
auch daran, dass jedem Stellenabbau eine
Aufgabenanalyse vorangestellt werden
müsse, und dass ein solches Vorgehen
Grüne und Sozialdemokraten im Vorfeld der
Landtagswahl zugesichert hätten.
Zwar will die Landesregierung einen Perso-
nalentwicklungsplan erstellen. Doch nach
Ansicht des BBW ist es nicht sinnvoll, die Ein-
führung von Lebensarbeitszeitkonten so
lange zu verschieben. "Die Beamtinnen und
Beamten erwarten, dass die Regierung jetzt
handelt", mahnte Stich. Schließlich habe man
bereits getroffene Zusagen der Vorgängerre-
gierung zurückgenommen. Zudem gebiete
der zunehmende Fachkräftemangel ein ent-
schiedenes und rasches politisches Handeln.
Bei der Modellausgestaltung für Lebensar-
beitszeitkontenmuss nach Überzeugung des
BBW vieles bedacht und ausgestaltet
werden:

Strafvollzug in Baden-Württemberg wieder staatlich

Der BBW - Beamtenbund Tarifunion
(BBW) begrüßt die Entscheidung der
Landesregierung, die Teilprivatisie-
rung der Justizvollzugsanstalt Offen-
burg bis 2014 rückgängig zu machen.
Dieser Schritt sei längst überfällig ge-
wesen, sagte BBW-Chef Volker Stich
und zollte grün-rotem Regierungs-
handeln in diesem Punkt höchste An-
erkennung: "Fehlentwicklungen der
vergangenen Jahre werden zu Recht
korrigiert." Schließlich gehöre der
Strafvollzug zu den absolutenKernbe-
reichen des Staates.

Zu diesen Fehlentwicklungen zählt nach Auf-
fassung des BBW aber auch die Reform des
Grundbuchwesens, deren Korrektur SPD-
Justizminister Rainer Stickelberger ebenso
bereits in den ersten beiden Monaten seiner
Amtstätigkeit auf den Weg gebracht hat, wie
die Rückführung des einzigen teilprivatisier-
ten Gefängnisses in staatliche Hände. Für
beide Initiativen ist BBW-Chef Stich voll des

DBB: Ja zur Steuervereinfachung, nein zu Steuersenkung

Der dbb beamtenbund und tarifunion hat
angesichts jüngster Ankündigungen von
Steuersenkungen zum 1. Januar 2013 er-
neut klar gemacht, dass er solche Pläne ab-
lehnt. "Der dbb setzt sich seit Langem für
eine umfassende Steuerreform mit grundle-
genden Vereinfachungen ein. Allerdings hal-
ten wir die Debatte um eine Steuersenkung,
die pauschal eineNettoentlastung verspricht,

- Der Grundsatz der Freiwilligkeit muss
stringent gelten.

- Die Beamtinnen und Beamten müssen
durch den Dienstherrn umfassend infor-
miert werden, welche Folgen Lebensar-
beitszeitkonten für sie haben.

- Neben Vollzeitkräften müssen auch alle
Teilzeitbeschäftigten berücksichtigt
werden.

- Rechtssicherheit muss gewährleistet
sein.

- "Störfälle" wieWechsel des Dienstherrn,
Ausscheiden aus dem Beamtenverhält-
nis, vorzeitiger Eintritt des Ruhestands
wegen Dienstunfähigkeit oder Beendi-
gung des Beamtenverhältnisses durch
Tod gilt es zu regeln.

- Besoldungs- und versorgungsrechtliche
Nachteile müssen ausgeschlossen
bleiben.

- Sichergestellt werden muss zudem die
Abgrenzung zwischen normaler Gleit-
zeit und dem Lebensarbeitszeitkonto,
die Gleitzeit als Instrument für kurzzeiti-
ges Jonglieren mit der Arbeitszeit und
das Lebensarbeitszeitkonto für die län-
gerfristige Bindung.

Lobes. Was bleibt ist die Forderung, jetzt
auch die Übertragung der Gerichts- und Be-
währungshilfe auf einen freien Träger einer
kritischen Überprüfung zu unterziehen. Au-
ßerdemschließt sich der BBW der Forderung
der Landräte an, auch die Privatisierung der
Vermessung zu revidieren.

Die Rücknahme der Teilprivatisierung des
Offenburger Gefängnisses hat Justizminister
Rainer Stickelberger am 15. Juli bei einem
Besuch der Anstalt angekündigt. Seinen
Worten zufolge sollen dort von Mai 2014 an
nur noch Bedienstete des Landes arbeiten.
Der Einsatz der rund 100 Mitarbeiter eines
Privatunternehmens werde beendet. Die
grün-rote Regierungskoalition lehne Privati-
sierungen im Strafvollzug grundsätzlich ab.
Dies betreffe auch mögliche neue Gefäng-
nisse, versicherte der Minister. Der Umgang
mit Strafgefangenen müsse aus rechtsstaatli-
chen Erwägungen und aus Gründen der Si-
cherheit allein staatlichen Bediensteten vor-
behalten sein, betonte Stickelberger.

für nicht zielführend und schädlich. Dadurch
werden bei den Bürgerinnen und Bürgern
Erwartungen geweckt, die nicht erfüllbar sein
werden", sagte der stellvertretende dbb Bun-
desvorsitzende Dieter Ondracek am 4. Juli
2011.
Bei Steuersenkungen, wie sie insbesondere
die FDP anstrebt, werde vollkommen aus-
geblendet, dass die Haushalte von Gemein-

den, Ländern und Bund - trotz aller, teils
schmerzhaften Einsparungen - mit Nettoneu-
verschuldungen geplant werden mussten.
"Das sind neue notwendige Nettoneuver-
schuldungen bei einem ohnehin schon gi-
gantischen Schuldenstand von 1,9 Billionen
Euro und bei einem immer noch nicht kalku-
lierbaren europäischen Finanzrisiko", gab
Ondracek zu bedenken.
"Zu Recht haben zahlreiche Ministerpräsi-
denten der Länder angekündigten Steuer-
senkungen widersprochen", so der dbb-Vize
weiter. Insbesondere die Bundesländer könn-
ten angesichts der Vorgaben durch die so
genannte Schuldenbremse keine weiteren
Einnahmeverluste verkraften. "Steuersen-
kungen sind unverantwortlich, solange man
die geforderten staatlichen Leistungen nicht
voll aus Einnahmen zahlen kann. Sie kämen
einer finanzpolitischen Geisterfahrt gleich",
sagte Ondracek und erinnerte auch daran,
dass den Beamten der Länder mit der Be-
gründung der leeren Kassen Sparopfer ab-
verlangt wurden. Bei besserer Kassenlage
müssten erst einmal diese Sparopfer zurück-
genommen werden.

Auch wenn aufgrund der guten konjunktu-
rellen Lage die Steuereinnahmen höher wä-
ren, sollten - wie von der Bundesregierung
immer wieder verkündet - zuallererst die
Nettoneuverschuldung gesenkt und dann
die Altschuldenlast verringert werden,
mahnte Ondracek. "Der Staat ist weiter un-
terfinanziert.
Er kann sich einen Einnahmeverzicht nicht
leisten. Wie auch immer geartete Steuersen-
kungen sind auf absehbare Zeit nicht finan-
zierbar."

Ruhestandseintrittsverhalten
der Beamten im Jahr 2010
Nach einem nochvorläufigen Ergebnis
der jährlichen Versorgungsempfän-
gerstatistik des Statistischen Bundes-
amtes für 2010 hat die Anzahl der Ru-
hegehaltsempfänger der Gebietskör-
perschaften gegenüber dem Jahr
2008 um ca. 3,1 % zugenommen. Zu-
gleich wurde ein relativ verstetigter
Umfang sowohl der Pensionierungen
aufgrund von Dienstunfähigkeit als
auch des Erreichens der Regelalters-
grenze verzeichnet.

Das Statistische Bundesamt hat mitgeteilt,
dass nach dem vorläufigen Ergebnis der Ver-
sorgungsempfängerstatistik im Jahr 2010 bei
den Gebietskörperschaften rund 42.000
(2009: 41.300) Pensionierungen angefallen
sind. Die Gesamtzahl der Ruhegehaltsemp-
fänger von Bund, Ländern und Gemeinden
ist damit zum Stichtag 1. Januar 2010 auf
ca. 746.000 (2009: ca. 723.000; 2008: ca.
700.000) Personen angewachsen. Dies be-
deutet insgesamt eine annähernd gleichblei-
bende Fortsetzung der stetigen Zunahme
der Zahl der Ruhegehaltsempfänger. Dage-
gen war die Zahl der Empfänger von Hinter-
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bliebenenversorgung (Witwen, Witwer und
Waisen) in den Gebietskörperschaften mit
etwa 248.000 nach 250.000 in 2009 leicht
rückläufig.
Der höchste prozentuale Anstieg betraf wie
in den Vorjahren die Länder mit einer Erhö-
hung um 3,8 % (2009: 3,7 %) auf etwa
543.000 (2009: 523.000) Empfänger von
Ruhegehalt. Bei den Gemeinden und Ge-
meindeverbänden belief sich der Anstieg da-
gegen auf 1,7% (2009: 1,7 %) auf nunmehr
rund 76.000 (2009: 75.000) Ruhegehalts-
empfänger. Für den Bund lauten dieGrößen-
ordnungen des Anstiegs für 2010 bei den
ehemaligen Beamten, Richtern und Soldaten
etwa 1,3 % (2009: 1,4%) auf etwa 127. 000
(2009: ca. 125.000).
Von den im Jahr 2010 pensionierten ca.
42.000 Beamten, Richtern und Soldaten bei
Bund, Ländern und Gemeinden erreichten
32 % (2009: 38 %) die Regelaltersgrenze

Geschäftsergebnis
LBS Baden-Württemberg
1. Halbjahr 2011
Bausparneugeschäft und Wohnbaukredite auf hohem Niveau weiter im Plus
- 3,46 Mrd. Euro Brutto-Neugeschäft
- Darlehensauszahlungen steigen auf 579 Mio. Euro
- Ausblick positiv

Die LBS Baden-Württemberg hat im ersten
Halbjahr 2011 ihr Brutto-Neugeschäft auf
3,46Mrd. Euro (+3,4%) gesteigert und dabei
102.180Bausparverträge (+2,3%)vermittelt.
Es handelt sich um das zweitbeste Halbjah-
resergebnis ihrer Geschichte. Die durch-
schnittliche Bausparsumme stieg auf 33.877
Euro (+1,1%) an.
"Genauso wichtig wie das mengenmäßige
Wachstum ist uns aber auch die hohe Quali-
tät des Neugeschäfts, dass also die abge-
schlossenen Verträge auch eingelöst und tat-
sächlich bespart werden. Schließlich dürfen
wir bei allem Wettbewerb um Neugeschäft
und Marktanteile die Ertragssituation nicht
aus dem Blick verlieren", erklärt Tilmann
Hesselbarth, der Vorsitzende des Vorstands
der LBS Baden-Württemberg. Für das Ge-
samtjahr 2011 erwartet die LBS einen An-
stieg des Betriebsergebnisses auf 71,2 Mio.
Euro (Vorjahr 69,2 Mio. Euro).

Schwerpunkt Finanzierertarife
"Ausdruck der von uns gewünschten Quali-
tät im LBS-Neugeschäft ist der hohe Anteil
an Finanzierertarifen, der, gemessen an der
abgeschlossenen Bausparsumme, bei na-
hezu 80 Prozent liegt", sagt Joachim Peters,
stellvertretender Vorstandsvorsitzender der
LBS. Allein auf den Classic F, die Tarifvariante
für großen Finanzierungsbedarf, entfallen
über 60 Prozent des gesamten Brutto-Neu-
geschäfts. Ergänzt wird das Spektrum der Fi-
nanzierertarife um den Classic U für kleinere
Finanzierungssummen, den Classic N mit
besonders niedrigem Darlehenszins und

von 65 Jahren. Eine wesentliche Ursache die-
ses nennenswerten Rückgangs beruht auf
dem Umstand, dass im Jahr 2010 der gebur-
tenschwache Jahrgang 1945 die Regelalters-
grenze erreichte und somit die relativ ge-
ringe Kopfzahl dieser Gruppe zu beachtli-
chen - aber nur temporären - prozentualen
Verschiebungen geführt hat.
Der verhältnismäßigeAnteil der neuen Pensi-
onäre, welche aufgrund von Dienstunfähig-
keit - zumeist unter Hinnahme eines Versor-
gungsabschlags - vorzeitig aus dem aktiven
Dienst ausschieden, betrug dagegen weiter
relativ konstante 19 % (2009: 18 %; 2008:
18%); damit ist dieser Wert seit mehreren
Jahren nahezu gleichbleibend.
Während 20 % (2009: 16 %, 2008: 17 %)
der neuen Pensionäre mit der Antragsalters-
grenze des vollendeten 63. Lebensjahres
(Bayern: 64. Lebensjahr) unter Inkaufnahme
von Versorgungsabschlägen in den Ruhe-

den Classic E, der sich durch eine besonders
kurze Anspar- und Rückzahlungsdauer aus-
zeichnet.

Nach Stückzahl die am häufigsten abge-
schlossene Tarifvariante war im bisherigen
Jahresverlauf erneut der Classic B. Mit seiner
Guthabenverzinsung von bis zu 3 Prozent
bleibt er die erste Wahl für junge Bausparer,
die noch nicht konkret an eine Baufinanzie-
rung denken, aufgrund ihrer Einkommenssi-
tuation aber für die staatliche Bausparförde-
rung infrage kommen oder eine attraktive
Anlagemöglichkeit für ihre vermögenswirk-
samen Leistungen suchen.

Gute Zusammenarbeit im Verbund
Maßgeblicher Faktor des erfolgreichen ers-
ten Halbjahres 2011 war die gute und enge
Zusammenarbeit innerhalb der Sparkassen-
Finanzgruppe Baden-Württembergs. Die
Sparkassen und die BW-Bank festigten ihre
Position als Hauptträger des Neugeschäfts-
umsatzes und schlossen Verträge über ins-
gesamt 1,85Mrd. Euro (+6,3%) ab. Der LBS-
Außendienst vermittelte Verträge über 861
Mio. Euro (-0,9%). Hinzu kommt das Ge-
meinschaftsgeschäft mit 611 Mio. Euro, das
sich nahezu auf Vorjahresniveau bewegte.
Beim Gemeinschaftsgeschäft arbeitet der
LBS-Außendienst im Auftrag der Sparkas-
sen/BW-Bank.

Im Gegenzug vermittelte der LBS-Außen-
dienst inden ersten fünf Monaten des Jahres
Kredite in Höhe von nahezu 200 Mio. Euro
(+10,4%) an die Sparkassen/BW-Bank.

stand traten, belief sich der Anteil derjenigen
mit der besonderen Antragsaltersgrenze des
vollendeten 60. Lebensjahres bei Schwerbe-
hinderung auf 9 % nach 8 % im Vorjahr.
Darüber hinaus traten aufgrund besonderer
Altersgrenzen, die es im Vollzugsdienst von
Polizei, Feuerwehr und Justiz und beinahe
durchgängig für Berufssoldaten gibt, 17 %
(2009: 18 %, 2008: 15 %) in den für diese
Berufsgruppen gesetzlich bestimmten Ru-
hestand.
Vorruhestandsregelungen (Personalanpas-
sung im Bereich der Streitkräfte) und sons-
tige Gründe machten schließlich lediglich ei-
nen Gesamtanteil von 3 % an den Pensionie-
rungen aus (2009: 2 %, 2008: 7 %).
Die abschließenden Zahlen für das Jahr
2010 werden vom Statistischen Bundesamt
voraussichtlich erst gegen Jahresende einge-
stellt werden.

LBS-Eigenheimrente setzt sich durch

Die positive Entwicklung der Sparkassen/
BW-Bank spiegelt sich auch bei den Ab-
schlüssen von Altersvorsorge-Bausparverträ-
gen im Rahmen der LBS-Eigenheimrente wi-
der. Sie vermittelten fast die Hälfte der im
ersten Halbjahr 2011 abgeschlossenen
Wohn-Riester-Verträge der LBS, ein weiteres
Viertel kam über das Gemeinschaftsgeschäft
zustande. Insgesamt wurden im erstenHalb-
jahr 2011 Altersvorsorge-Bausparverträge
über 636 Mio. Euro (+4,1%) abgeschlossen.
Das ist ein Anteil von 18,4 Prozent am ge-
samten Brutto-Neugeschäft der LBS.

"Mit der LBS-Eigenheimrente treffen wir of-
fensichtlich sehr genau den Bedarf der Spar-
kassen/BW-Bank und ihrer Kunden", ist Hes-
selbarth überzeugt. Mehr als die Hälfte ihres
gesamten Riester-Geschäfts wickeln die ba-
den-württembergischen Sparkassen und die
BW-Bank über die Eigenheimrente ab.

Der Schub, der von der staatlichen Förde-
rung für die eigenen vierWände ausgeht, ist
mittlerweile unbestritten. Unter anderem die
Stiftung Warentest hat bereits mehrfach in
umfangreichen Vergleichsrechnungen den
substantiellen Umfang der Riester-Förde-
rung aufgezeigt. Im Laufe einer Baufinanzie-
rung kann der finanzielle Vorteil mehrere
zehntausend Euro betragen.

"Die LBS gehört zu den führenden Wohn-
Riester-Anbietern in Baden-Württemberg.
Wir stehen deshalb aus eigener Erfahrung
zu 100 Prozent hinter den derzeitigen Be-
mühungen um eine notwendige Vereinfa-
chung der Riester-Rente", unterstützt Hessel-
barth entsprechende Forderungen des Deut-
schen Sparkassen- und Giroverbandes. Mitt-
lerweile nutzten zwar 46 Prozent aller Be-
rechtigten die Förderung, viele aber werden
noch immer von dem komplexen Verfahren
abgeschreckt.
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Kreditgeschäft mit neuem
Rekordwert
Die gesamten Darlehensauszahlungen der
LBS stiegen von Januar bis Juni 2011 um
mehr als 13 Prozent auf 579Mio. Euro. Das
ist der höchste Halbjahreswert in der Ge-
schichte der LBS Baden-Württemberg. Wäh-
rend die Bauspardarlehen mit einem Aus-
zahlungsbetrag von 152 Mio. Euro nahezu
auf Vorjahresniveau verharrten (+1,3%), stie-
gen die außerkollektiven Kredite auf 427
Mio. Euro (+18,3%) an.

"Die Inanspruchnahme unserer Bauspardar-
lehen hängt direkt vom Marktzinsniveau ab
und dieses hat sich nach einem deutlichen
Anstieg bis in den April hinein seither wieder
spürbar ermäßigt. Entsprechend ist der Ab-
satz der Bauspardarlehen insbesondere der
älteren Tarifgeneration momentan unbefrie-
digend", erläutert Vorstandsmitglied Wolf-
gang Kaltenbach.

Interview mit Bürgermeister und Landtagsabgeordneten Klaus Maier

Klaus Maier ist seit 25
Jahren Bürgermeister
der Stadt Heubach, gilt
als pragmatischer Ma-
cher und hat viel für
seine Stadt erreicht.
Seit ca. 4 Monaten ist
er aber auch Landtags-
abgeordneter und fi-
nanzpolitischer Spre-
cher der SPD im Landtag. Die neue Gesetz-
gebung sieht vor, dass er sein Amt als Bür-
germeister aufgeben muss. Ein bisschen
wehmütig ist ihm daher schon zumute,
wenn er jetzt das Amt des Schultes nieder-
legt, um sich ganz auf sein Amt als Landtags-
abgeordneter zu konzentrieren. Dennoch
sieht er die Notwendigkeit, nachdem sein
Terminkalender voll ist und es nicht möglich
ist, beide Tätigkeiten gleichzeitig gewissen-
haft auszuüben.
Geboren ist KlausMaier am 16. März 1956
in Nattheim. Nach dem Realschulabschluss
1972 studierte Maier an der Fachhochschule
für Öffentliche Verwaltung in Stuttgart mit
Abschluss als Diplomverwaltungswirt. Seine
ersten Stationen danach waren die Stadtver-
waltung Aalen und die Stadt Oberkochen,
bei der er Fachbeamter für Finanzwesen
wurde. Im Dezember 1985 wählten ihn die
Heubacher zu ihrem neuen Bürgermeister.
Seitdem wurde er mehrfach in seinem Amt
mit eindrucksvollen Wahlergebnissen wie-
dergewählt, was die Beliebtheit des Stadt-
oberhauptes zeigt.
Auch in unserem Berufsverband hat er sich
stark gemacht. Seit 1975 ist erMitglied. Von
1983 bis 1992 ist er sogar Kreisvorsitzender
des Ostalbkreises und von 1992 bis 2002
Stellvertretender Vorsitzender.

Als Landtagsabgeordneter für denWahlkreis
Schwäbisch Gmünd werden jetzt aufre-
gende Zeiten auf ihn zukommen. Auf die
ersten 100 Tage im Amt kann er bereits zu-

Die positive Entwicklung der außerkollekti-
ven Kredite resultiert zu einem erheblichen
Teil aus dem starken Finanzierungshinter-
grund des Bausparneugeschäfts. Im Rahmen
der Baufinanzierung wird ein Teil der Finan-
zierungssumme über Bausparverträge abge-
deckt. Der Zeitraum bis zur Zuteilung des
Bauspardarlehens wird mit einem Darlehen
im außerkollektiven Bereich überbrückt.

Mit ihrem erfolgreichen Kreditgeschäft trägt
die LBS wesentlich zur starken Position der
Sparkassen-Finanzgruppe Baden-Württem-
berg auf dem Markt der Wohnbaufinanzie-
rung bei. Ein Anteil von 50 Prozent macht
die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute hier
zum deutlichen Marktführer.

Ausblick
Für das zweite Halbjahr rechnet die LBS mit
einer Fortsetzung des moderaten Wachs-
tums im Neugeschäft. Die unverändert posi-

rückblicken. Dabei zieht er positive Bilanz,
eine interessante Zeit im baden-württember-
gischen Landtag.

VZ: HerrMaier, Sie sind seit 1986 Bür-
germeister der Stadt Heubach, einer
innovativen Kommune mit ca. 10.000
Einwohnern. Zum Jahresende werden
Sie Ihrem Rathaus auf Wiedersehen
sagen und sich ganz Ihrem Mandat als
Landtagsabgeordneterwidmen, nach-
dem seit diesem Jahr eine Vereinbar-
keit beider Positionen nicht mehr
möglich ist. Was haben Sie dabei für
Gefühle?

Klaus Maier: Mir ist es schon etwas weh-
mütig zumute. Die Zeit als Bürgermeister in
Heubach war eine schöne und erfüllte Phase
in meinemArbeitsleben. Mir macht die neue
Aufgabe als Abgeordneter aber auch viel
Freude und wenn die Entscheidung auch
schwer fällt, ich kann nur eine dieser Arbei-
ten, die einen zeitlich sehr stark in Anspruch
nehmen, richtig machen.

VZ: 25 Jahre Bürgermeistertätigkeit
ist eine lange Zeit. Was waren Ihre
wichtigsten Projekte in Heubach?Wo-
rauf sind Sie am meisten stolz und was
hätten Sie gerne noch verwirklicht?

Klaus Maier:Das wichtigste Projektwar die
"kinder- und jugendfreundliche Stadt Heu-
bach". Genauso wichtig war die Seniorenar-
beit mit dem Modell Rosenstein, einem Al-
tenhilfeprojekt, bei dem wir zusammen mit
den Nachbargemeinden eine sehr gute In-
frastruktur mit betreutem Wohnen, Pflege-
heimen und vielen Hilfsdiensten aufbauten.
Wichtig waren die Stadt- und Ortskernsanie-
rungen, die das Stadtbild nachhaltig verbes-
serten, die gute interkommunale Zusam-
menarbeit in der Verwaltungsgemeinschaft
Rosenstein und die sehr gute Zusammenar-
beit mit den engagierten Bürgerinnen und
Bürgern Heubachs und der Umgebung.

tiven Aussichten der deutschen Wirtschaft
werden den Wunsch nach Wohneigentum
weiter befördern. "Außerdem rechnen wir
im 2. Halbjahr 2011 wieder mit leicht stei-
genden Zinsen. Das wird die Inanspruch-
nahme unserer Bauspardarlehen attraktiver
machen", so Hesselbarth.
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Verwirklicht hätte ich gerne noch die Nord-
umgehung. Sie ist zu einem großen Teil aber
noch nicht ganz fertig gestellt. Spannende
Aufgaben stehen im Bereichder Energiepoli-
tik an, das Hallenbad und die Stadthalle sind
nochungelöste Probleme und den Weg, aus
Heubach eine familienfreundliche Stadt zu
machen, haben wir erst beschritten. Man
sieht - eine Stadt ist nie fertig.

VZ: Unter Ihrer Führung hat sich Heu-
bach zur kinder- und jugendfreund-
lichsten Kommune des Ostalbkreises
entwickelt und die Stadt wurde dafür
mehrfach ausgezeichnet. Welche
Konzepte stehen dahinter und welche
Einrichtungenhaben zu denAuszeich-
nungen beigetragen?

Klaus Maier: Unser Ziel Anfang der 90er
Jahre war es, Heubach kinder- und jugend-
freundlich zu gestalten. Viele Gedanken und
Ansätze, die heute Standard sind, damals
aber überhaupt nochnicht selbstverständlich
waren, wurden aufgegriffen, z.B. die Ganz-
tagsbetreuung, Mittagessensangebote, Kin-
derbetreuung außerhalb der Schulzeiten, Fe-
rienbetreuung, Sozialarbeit, Gewalt- und
Suchtpräventionund Integration. Es entstand
ein architektonisch sehr ansprechendes Kin-
derhaus, ein großes Jugendzentrum, die Ju-
gendinitiativen in den Ortsteilen, die rege
Vereinsarbeit, Spielplätze, Jugendkulturar-
beit, Freizeiten und vieles mehr.

VZ: Sie stehen für soziale Gerechtig-
keit, Solidarität in der Gemeinschaft
und die Teilhabe aller gesellschaftli-
cher Gruppen am vielfältigen Leben
der Stadt. Was tut die Stadt Heubach
für Behinderte und sozial benachtei-
ligte Menschen?

Klaus Maier: Die Stadt Heubach behält
ihre Behinderten in der Stadt. Schon sehr
frühzeitig haben wir zusammenmit der Stif-
tung Haus Lindenhof Außenwohngruppen,
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die sehr gut akzeptiert und integriert sind,
eingerichtet. In der Breulingschule in Lautern
findet inklusiver Unterricht statt. Sehr gute
Arbeit wird an der Mörikeschule, Schule für
Lernbehinderte, geleistet. Auch in den Verei-
nen und Kirchen sind die behinderten Men-
schen gut integriert. Vielseitige Angebote
gibt es auch für sozial benachteiligte Bürge-
rinnen und Bürger. Wir haben einen Tafella-
den und ein gutes Angebot an Second-
Hand-Ware. Eine Nothilfekasse mit einer
sehr langen Tradition hilft Menschen, die in
Notsituationen geraten. Auch als Arbeitge-
ber ist die Stadt Heubach fürbehinderte oder
in Not geratene Menschen ein wichtiger Ad-
ressat.

VZ: Derzeit arbeitet die Stadt Heu-
bach an einem Konzept "familien-
freundliche Stadt". Wasbeinhaltet die-
ses Konzept?
Klaus Maier: Mit dem Konzept der famili-
enfreundlichen Stadt möchten wir unser Er-
folgsmodell "kinder- und jugendfreundliche
Stadt" auf alle Menschen in Heubach aus-
dehnen. Wir untersuchen die Bedürfnisse
der Eltern unserer Kinder und suchen Wege
zur besseren Integration der Menschen mit
Migrationshintergrund. Vielfältige Anregun-
gen zur Verbesserung der städtebaulichen
Situation werden gesammelt und Schritt für
Schritt umgesetzt. Ein wichtiges Augenmerk
gilt natürlich dem demographischenWandel
mit dem Ziel, die Lebenssituation der älteren
Menschen im Blick zu behalten und dasMit-
einander der Generationen zu fördern. Die-
ser Entwicklungsprozess hin zu einer famili-
enfreundlichen Stadt wird von der Bürger-
schaft sehr engagiert mitgestaltet und vom
Gemeinderat trotz leerer Kassen gefördert
und unterstützt.
VZ: Die Stadt Heubachhat eine außer-
gewöhnliche Städtepartnerschaft mit
Anderamboukane, einer Ansiedlung
sesshaft gewordener Tuareg in der
Republik Mali (Westafrika)? Wie kam
es zu dieser Städtepartnerschaft, wie
wird diese Partnerschaft gelebt und
was waren die Beweggründe für das
gegenseitige Freundschaftsver-
sprechen?
Klaus Maier: Die Stadt Anderamboukane
in Mali, mitten in der südlichen Sahara, lern-
ten wir über unsere französische Partnerstadt
Laxou kennen. In Frankreich ist es durchaus
üblich, Städtepartnerschaften in den frühe-
ren Kolonien zu unterhalten und damit aktiv
Entwicklungspolitik von der kommunalen
Basis her zu betreiben. Wir haben uns die-
sem Projekt angeschlossen und mit Laxou
und Anderamboukane eine Dreiecks-Part-
nerschaft gegründet. Es gibt immer wieder
Besuche undTreffen, vor allemmit dem Bür-
germeister von Anderamboukane. Sehr er-
folgreich und anschaulich arbeiten wir an Inf-
rastrukturprojekten wie der Verbesserung
der Wasserversorgung oder dem Aufbau ei-
ner medizinischen Versorgung. In der südli-
chen Sahara herrschte in den letzten beiden
Jahren eine außergewöhnliche Dürre mit

sehr schlimmen Folgen wie Ernteausfällen,
Herdensterben und einer drohenden Hun-
gersnot. Wir haben mit unserer Hilfe zumin-
dest die schlimmsten Folgen einer Hungers-
not abgewendet. In Heubach hilft die ganze
Bevölkerung von den Kindern, den Bürgern,
den Vereinen, den Kirchen und den Firmen
über die Stadtverwaltung bis hin zum Land-
kreis mit, dass wir mit unserem Reichtum die
Armut und den Hunger bei unseren Freun-
den - den Tuareg in Anderamboukane - et-
was mildern.
VZ: Unser Geschäftsführer, Harald
Gentsch, bezeichnet Sie als "gnaden-
los extremen Fahrradfahrer". Als be-
geisterterRadsportler gelang es Ihnen
"Bike the Rock", eine der bedeutend-
sten Veranstaltungen im Mountain
Bike Sport in Heubach zu etablieren -
eine Veranstaltung bei der Hobby-
und Profisportler gleichermaßen auf
ihreKosten kommen unddas mit dem
Motto "more than a race" betitelt wird.
Was bedeutet dieses Rennen für Heu-
bach und wie betreiben Sie heute Ihr
Hobby noch?
Klaus Maier: Das sagt nicht nur Harald
Gentsch, das sagt auch meine Frau Karin.
Der Radsport ist mein großes Hobby und in
der knapp bemessenen Freizeit lege ich viele
viele Kilometer auf teilweise sehr sehr steilen
Straßen zurück. Aus dieser Leidenschaft he-
raus entstand zusammen mit weiteren be-
geisterten Sportlern die Idee, in Heubach ein
großes Radsportevent aufzuziehen. Bike the
Rock, und Rock steht für Rosenstein, ist eine
einmalige Sportveranstaltung. Sie bringt un-
serer Stadt einen großen Bekanntheitsgrad
und sie zieht viele Menschen nach Heubach
undauf dieOstalb. Sie ist damit Werbeträger
und touristisches Highlight für die schöne
Gegend um den Rosenstein. Sie sind gerne
eingeladen, uns am Wochenende 10. und
11. September zu besuchen.
VZ: Heubach hat landschaftlich viele
Reize und bietet nicht nur den Rad-
touristen anspruchsvolle und interes-
sante Strecken. Wie wichtig ist der
Tourismus für die Kommune?
Klaus Maier: Heubach ist eine Industrie-
stadt. Wir sind eine der Wiegen der Textilin-
dustrie auf der Alb und weltweit ein wichtiger
Miederindustriestandort. Darüber rückt der
Tourismus oft immer in den Hintergrund. In
guter interkommunaler Zusammenarbeit ha-
ben einige Nachbargemeinden wie Bartho-
lomä, Steinheim, Essingen, Oberkochen und
Königsbronn die Tourismusgemeinschaft
"Sagenhafter Albuch" gegründet. Damit wol-
len wir unsere landschaftlichen Vorzüge und
Schönheiten besser zur Geltung bringen und
werben auf wichtigen Messen. Einheimischen
und Fremden können wir die Vorzüge unse-
rer teilweise spektakulären Gegend mit den
vielen Möglichkeiten zum Wandern, Klettern,
Radfahren und Langlaufen schmackhaft ma-
chen. Das kommt wirtschaftlich vor allem un-
serer gut ausgebautenGastronomie und allen
Akteuren des Gastgewerbes zugute.

VZ: Als Kreisrat und Vorsitzender der
SPD Kreistagsfraktion sind Sie ein
Kenner derKreispolitik und derAnlie-
gen der Städte und Gemeinden. Wie
wollen Sie Ihre Politik als Landtagsab-
geordneter umsetzen und was sind
dabei Ihre wichtigsten Ziele?

Klaus Maier: Von den vielen Zielen, die
sich unsere grün-rote Landesregierung im
Koalitionsvertrag gesetzt hat, sehe ich für
mich die Bildungspolitik mit den künftig gu-
ten Möglichkeiten der kommunalen Mit-
sprache und die stärkere Beteiligung der
Bürger an der Politik bis hin zur Volksabstim-
mung als sehr wichtig an. Spannend wird
auch die Umsetzung der Energiewende. bei
der Städte und Gemeinden sicherlich wich-
tige Akteure sind. Ich werde auch ein Augen-
merk darauf haben, dass unser Landesver-
mögen nicht kaputt gespart wird und öffent-
liches Eigentum nicht privatisiert, sondern in
der Hand der Bürgerinnen undBürger unse-
res Landes bleibt.

VZ: Im Landtag sind Sie im Ausschuss
für Finanzen und Wirtschaft, nachdem
Sie auch Ihre Karriere bei der Kom-
munalverwaltung als Gemeindekäm-
merer begonnen haben. Sind die Fi-
nanzen Ihr Steckenpferd? Welche fi-
nanzielle Belastungen kommen Ihrer
Meinung nach in den nächsten Jahren
auf Baden-Württemberg zu?

Klaus Maier: Finanzen sind für viele ein
sehr trockenes Thema. Ich habe mich dafür
aber immer interessiert. Wenn eine Finanzie-
rung steht oder nachgewiesen werden kann,
ist ein Projekt schon halb verwirklicht. Über
die Finanzen erhält man auch Einblick in alle
Aufgaben des Staates und hat vielfältige Ge-
staltungsmöglichkeiten. Meiner Meinung
nach wird man in den nächsten Jahren in
Baden-Württemberg sowohl die Verschul-
dung abbauen als auch Landesvermögen
und die Infrastruktur erhalten müssen. Diese
Aufgabe trifft alle Bürgerinnen und Bürger
und jeder muss seinen Teil dazu beitragen.

VZ: Sie sind schon seit 1975 Mitglied
bei unserem Berufsverband und wa-
ren sogar fast 20 Jahre Kreisvorsit-
zender oder stellvertretender Vorsit-
zender des Ostalbkreises. Was bedeu-
tet Ihnen unser Berufsverband?

Klaus Maier: Der Verband der Verwaltungs-
beamten Baden-Württemberg bedeutet
Rückhalt im Berufsleben, die Mitgliedschaft
ist gelebte Solidarität unter Kolleginnen und
Kollegen und man schöpft daraus Kraft für
den beruflichen Alltag.

VZ: Ich bedanke
mich bei Ihnen für
das Interview und
wünsche Ihnen alles
Gute für Ihre neue
Aufgabe.
Das Gespräch mit Kol-
lege Klaus Maier führte
Sybille Schwarz
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Bücher

Ihro fürstliche Gnaden ... Die
Fürstpröbste von Ellwangen
und ihre Kultur
Das Buch - zugleich Lesebuch und Nach-
schlagewerk - ist die Summe mehrjähriger
intensiver Forschungsarbeit über die Ge-
schichte der Fürstprobstei Ellwangen.
Von den 20 Ellwanger Fürstpröbsten, die zwi-
schen 1460 und 1803 regierten, haben wir
bisher im Wesentlichen ihre Bautätigkeit, ihre
politischen Verbindungen mit anderen Herr-
schaftsbereichen, ihre Frömmigkeit oder auch
ihr grausames Regiment bei der Verfolgung
der Hexen gekannt. Aber kannten wir auch
ihre ganz persönliche Kultur, ihre privaten
Stärken, Schwächen und Vorlieben? Kannten
wir die Details des Lebens am Hof, die Men-
schen in ihrer unmittelbaren Umgebung?
Matthias Steuer hat im vorliegenden Buch
diese undandere Themen aufgegriffen, ana-
lysiert und beschrieben. Als Leiter des
Schlossmuseums in Ellwangen stand ihm da-
für reiches Quellenmaterial, zumeist unbe-
kannt und unveröffentlicht, zur Verfügung.
Durch in sich abgeschlossene Kapitel, wohl
geordnet und säuberlich zugeordnet, wird
durch die Veröffentlichung dieser Quellen
ein neues, viel detaillierteres Bild dieser
Pröbste vermittelt, vom einfachen Dorfadeli-
gen bis zum wichtigendeutschen Reichsfürs-
ten. Spannend geschrieben und ganz vor-
züglich illustriert ist vorliegender Band ein
neuer, wertvoller Beitrag zur Geschichte.
Dass der junge, kreative Autor - übrigens
Kollege und Mitglied unseres Verbandes der
Verwaltungsbeamten in Baden-Württem-
berg, nicht nur das Schlossmuseum in Ell-
wangen leitet und verwaltet, sondern dass er
viele bislang unbekannte Schätze an Doku-
menten, Schriftstücken, Bildern und Zeich-
nungen aus den Archiven ans Licht der Öf-
fentlichkeit bringt, das ist das besondere Ver-
dienst dieser Arbeit.
Die Fürstprobstei Ellwangen ging aus der im
8. Jahrhundert gegründeten Benediktinerab-
tei hervor. Auf den Ellwanger Probsteistuhl
wurden durchweg angesehene Persönlich-
keiten gewählt. Namen wie Pfalz-Neuburg,
Schönborn und Fugger zeugen von der
Glanzzeit des fürstlichen Stifts.DurchAnhäu-
fung von ˜mtern hatten die Fürstpröbste gro-
ßen Einfluss im "Alten Reich" und bekleide-
ten hohe kirchliche und weltliche Positionen
im ganzen heutigen Deutschland - beispiels-
weise in Trier, Mainz, Augsburg,Worms oder
Regensburg - und darüber hinaus.
Das Buch enthält zudemEreignisse abseits der
großen Geschichte. So erfährt man beispiels-
weise über den bei einer Badekur entführten
Fürstprobst oder kann gedanklich mit "Ihro
fürstlich Gnaden" auf Wildschweinjagd gehen.
355 Seiten
230 Farb- und SW-Abbildungen
Hardcover-Einband
29,90 E
ISB: 978-3-00-024630-2
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Porträt
Die Heubach im Ostalbkreis

Heubach - Stadt unterm Rosenstein

Heute stellen wir unseren Leserinnen
und Lesern die Stadt Heubach im Ost-
albkreis vor. Unser Mitglied Klaus
Maier ist dort seit 25 Jahren Bürger-
meister. Er wurde nun bei der Land-
tagswahl für die SPD in den Landtag
gewählt. In unserem Verband ist er
bereits seit 45 Jahren Mitglied. Er war
mehrere Jahre Kreisvorsitzender des
Ostalbkreises. Wir haben ihn für diese
Ausgabe auch interviewt. Sie können
dieses Interview auf Seite 12
nachlesen.

Am Nordrand der
Schwäbischen Alb, am
Fuße des sagenumwobe-
nen Rosenstein und ein-
gebettet in reizvoller
Landschaft liegt die Stadt
Heubach (10.028 Ein-
wohner) mit ihren Teilor-
ten Beuren, Buch und Lautern.
Heubach ist auch Sitz des Gemeindeverwal-
tungsverbandes Rosenstein, dem die Ge-
meinden Bartholomä, Böbingen, Heuchlin-
gen und Mögglingen seit 1972 angehören.
Städtepartnerschaftliche Beziehungen unter-
hält Heubach zu Laxou, Frankreich (seit
1964), Waidhofen an der Thaya, Österreich
(seit 1982), Lauscha, Thüringen (seit 1990)
und Anderamboukane, Mali (seit 2008).
Der Rosenstein (735 m)mit seinen mächti-
gen Felsen und Ringwällen aus vorchristli-
cher Zeit ist einer der markantesten Berge
der Schwäbischen Ostalb. Die Burgruine,
eine Vielzahl an begehbaren Höhlen und bi-
zarren Grotten, das Naturschutzgebiet im
östlichen Bereich mit herrlichen Aussichts-

punkten und den typischen Wacholderhei-
den sowie gut ausgebauten Wanderwegen
machen das Gebiet zu einem attraktiven Ziel
für Spaziergänger, Wanderer, Kletterer, Rad-
fahrer und Naturliebhaber. Sportlich ambiti-
onierten Bikern bietet der Aufstieg zur
schwäbischen Alb vorzügliche Bedingungen.
Im Winter lockt eine herrlich verschneite
Landschaft zum Langlauf auf gut markier-
ten Loipen.
Vom Flugplatz Heubach aus, welcher für
den allgemeinen Flugverkehr zugelassen ist,
kann man Heubach und seine beeindru-
ckende Umgebung aus der Vogelperspek-
tive genießen.
Urkundlich erstmals erwähnt wurde Heu-
bach im Zusammenhang mit einem Ritter
Hainricus de Hobach im Jahr 1234; die mit-
telalterliche Burg Rosenstein findet man
1282 im Namen des Ritters Heinrich von
Rosenstein in den Quellen. Seit dem Jahr
1334 besitzt Heubach das Stadtrecht.

Die Geschichte der Herren von Woellwarth
beginnt in Heubach im Jahr 1413: Graf
Eberhard III. von Württemberg belehnte die
Herren von Woellwarth mit der Festung Ro-
senstein und Heubach, die Württemberg
1358 als Reichslehen von den Grafen von
Oettingen erhalten hatte. 1579 kaufte Her-
zogLudwig von Württemberg Heubachund
den Rosenstein zurück. Damit wurde Heu-
bach bis 1807 Amtsstadt. Vom 18. Jh. an
bestand das Oberamt Heubach, welches
1807 mit dem Oberamt Schwäbisch
Gmünd zusammengelegt wurde. Mit der
Kommunalreform im Jahr 1938 wurde aus
dem Oberamt der Landkreis Schwäbisch
Gmünd, zu dem Heubach dann gehörte.
Seit der Kreisreform 1973 gehört die Stadt
Heubach dem Ostalbkreis an.

Viel Sehenswertes findet sich in Heubach:
Das Fachwerkrathausmit seinen markan-
ten Torbogen wurde 1581 erbaut; markante
Blickpunkte setzen auch der Marktbrun-
nen (1777) sowie der Blockturm, ein Zeit-
zeuge aus dem Jahr 1473, welcher einst Teil
der noch in Resten vorhandenen Befesti-
gungsmauer um die evangelische Kirche war.

Die Stadtsilhouette wird auch von den bei-
den Kirchen geprägt. Besonders sehenswert
ist die evang. Pfarrkirche St. Ulrich, eine
im 13 Jh. als Teil einer Wehrkirchenanlage
erbaute romanische Pfeilerbasilika, welche
1441 im spätgotischen Stil umgebaut und
einen größeren Chor erhielt. Beeindruckend
ist der 1615 gestiftete Passionszyklus.
Im Jahr 1912 erfolgte die Grundsteinlegung
zum Neubau der kath. Pfarrkirche "St.
Bernhard". Anfang der 50iger Jahre wurde
die durch den Krieg beschädigte Kirche neu
gestaltet und mehrfach renoviert. Das in un-
mittelbarer Nähe zur Kirche im Jahr 2008
als moderner Glaskörper realisierte Jugend-
undBegegnungshaus bildet einen reizvollen
Kontrast. Im Stadtgebiet gibt es noch eine
evangelisch-freikirchliche Gemeinde sowie
eine Moschee.

16

Luftbild von Heubach

Beliebtes Ziel für Wanderer und Eldorado für Kletterfans - der Rosenstein (735 m)



Im Kulturhaus "Silberwarenfabrik" hat
eine der größten Musikschulen der Region,
die Jugendmusikschule Rosenstein, ihr Do-
mizil. Daneben ist die "Silberwarenfabrik"
der kulturelle Treffpunkt von Heubach. Die
Angebotspalette reicht von konzertanten
Veranstaltungen über Theateraufführungen,
Kabarett bis zu Ausstellungen und Kunst-
handwerkermärkten.

"Jüngstes" Bauwerk Heubachs ist die neue
dreiteilige Rosenstein-Sporthalle, welche
nach einjähriger Bauzeit im Februar 2011
mit großer Sportgala eingeweiht wurde. Ne-
ben den Sport treibenden Vereinen steht
diese Halle überwiegend für den Schulsport
zur Verfügung.

Wie kein zweites Gebäude in der Stadt ist
das Heubacher Schloss, welches Georg
von Woellwarth im Jahr 1524 als Adelssitz
erbauen ließ, ein herausragendes Zeugnis
der Baugeschichte und hat sich nach wech-
selvoller Geschichte zum kulturellen Mittel-
punkt der Stadt entwickelt. Trotz mehrmali-
ger Renovierungen und Umbauten blieb die
aufwändige Ausstattung der Renaissancezeit
erhalten und kann noch heute bewundert
werden. Einmalig für den süddeutschen
Raum sind die Bohlenstuben und die Fres-
ken aus den verschiedenen Renovierung-
sphasen, die die Wohnkultur des 16. Jh. wie-
der aufleben lassen. 1985 konnte die Stadt
Heubach den letzten Anteil am Heubacher
Schloss erwerben. Ende 1991 bis 1997
wurde das unter Denkmalschutz stehende
Gebäude in aufwändiger Kleinarbeit saniert.
Heute sind dort verschiedene städtische Ein-
richtungen untergebracht. Die modernen
Baukomponenten der Stadtbibliothek im
Erd- und 1. Obergeschoss stehen im reizvol-
len Kontrast zum historischen Fachwerk und
den über 400 Jahre alten Wandmalereien.
Ebenfalls im 1. Obergeschoss ist dasMieder-
museum Heubach mit seiner außergewöhn-
lichen Präsentation untergebracht. Im Flur
spannt die Ausstellung "Heubacher Ge-

schichtssplitter" den Bogen von frühen Be-
siedlungsspuren des Rosensteins bis in die
Gegenwart. Im 2. Obergeschoss kann ein
"Historisches Klassenzimmer" des Schulmu-
seums bewundert werden und das Trauzim-
mer in der Bohlenstube bietet einen würdi-
gen Rahmen für Eheschließungen.

Miedermuseum - verschiedene Modelle"

Ein besonderes Kleinod der deutschen Mu-
seumslandschaft ist das Miedermuseum
Heubach. Die Exponate erzählen vom
Wandel des Zeitgeistes und der Mode rund
um die weibliche Unterwäsche und nicht zu-
letzt vom Wandel des Frauenbildes selbst.
Das kleine Museum mit interessanter Kon-
zeption wurde im Jahr 2006 im Schloss er-
öffnet. Die Exponate stellten überwiegend
die beiden weltweit agierenden Firmen der
Miederbranche, SUSA und TRIUMPH IN-
TERNATIONAL AG, zur Verfügung. Beide
Firmen entwickelten sich im 19. Jh. aus dem
in Heubach traditionellen Weberhandwerk.
Der Heubacher Gottfried Schneider, Nach-
kömmling einer alteingesessenen Weberfa-
milie, gründete im Jahr 1859 eine Korsettwe-
berei, aus welcher die heutige Firma SUSA
entstand. Im Jahr 1886 gründen Johann
Gottfried Spießhofer und Michael Braun die
Firma Spießhofer & Braun, deren Erzeug-
nisse unter der Marke TRIUMPH INTERNA-
TIONAL bis heute weltweit bekannt sind.
Das Weberhandwerk war eng mit der Ent-
wicklung der Stadt verbunden. Jahrhunderte
lang war dieWeberei der notwendige Zuver-

dienst für die Heubacher Bauern. Im 19. Jh.
änderte sich die Situation der Hausweber
dramatisch, weil die Manufakturen nun auf
mechanischen Webstühlen moderne Baum-
wollgewebe zu günstigen Preisen produzier-
ten. Diesem Konkurrenzdruck konnten die
"Zeuglesweber" nicht stand halten; sie erleb-
ten den Niedergang ihres Handwerks und
die Entstehung der Textilindustrie.
In unmittelbarer Nachbarschaft zum Schloss-
gebäude befindet sich - integriert im Polizei-
posten Heubach - das Polizeimuseum.
Viel Wissenswertes über Landjäger, Gendar-
men und Polizeibeamte kann man dort er-
fahren.
Kein Museum im eigentlichen Sinn aber er-
lebbare Vergangenheit ist kleine das Seld-
nerhaus der Anna Vetter. Dank dem
Einsatz einer Gruppe freiwilliger "Handwer-
ker-Rentner" wurde es mit viel Liebe zum
Detail im Jahr 2004 wieder "erweckt". Als
Zeitzeuge zeigt es heute kaum mehr vorstell-
bare, bescheidenste Wohnverhältnisse.
Historische Bausubstanz zu erhalten und
doch den Anforderungen einer sich wan-
delnden Gesellschaft gerecht zu werden, die-
ser Herausforderung hat sich Heubach im-
mer gestellt. Die Aufnahme von Heimatver-
triebenen nach dem 2. Weltkrieg markierte
den Wendepunkt: Große Baugebiete wur-
den erschlossen, es gab einen Bauboom,
welcher eine starke Vergrößerung und ein-
schneidende Umgestaltung des gesamten
Stadtgebietes zur Folge hatte. Mit der Stadt-
kernsanierung wurde im Jahr 1986 begon-
nen. Im Jahr 1991 erreichte Heubach erst-
mals eine Einwohnerzahl von 10.000. Heute
präsentiert sich Heubach als moderne Stadt
mit reicher Infrastruktur. Zu vielseitigsten
Sport- und Freizeitmöglichkeiten gesellt sich
ein breit gefächertes Kultur- und Ver-
einsleben.
Ein großer kommunalpolitischer Schwer-
punkt lag und liegt auf dem weiterenAusbau
des Profils als "Kinder- und familienfreundli-
che" Stadt. Seit Mitte der 90iger Jahre wurde
kontinuierlich das Kinderbetreuungsangebot
ausgebaut. Als das städtische Kinderhaus
"Am Auhölzle" im Jahr 1997 eingeweiht
wurde war es bereits Vorreiter in Sachen
Ganztagesbetreuung; seit 2009 gibt es in
dieser Einrichtung auch eine Kinderkrippe.
Der weitere Ausbau von Betreuungsplätzen
für Kinder unter drei Jahren wird von der
Stadt engagiert vorangetrieben. Ab Mitte
2012 können in jeder der vorhandenen
sechs Kindergarteneinrichtungen Kinder ab
dem zweiten Lebensjahr aufgenommen
werden. In einem neuen Projekt, welches ge-
meinsam mit einer ortsansässigen Firma an-
gegangen wurde, entstehen im nächsten
Jahr weitere Krippenplätze.
Einen Vorgeschmack auf den Kindergarten
können die Kinder im "Minikindergarten"
des Mütterzentrums Heubach e.V. erhalten.
Hausaufgabenbetreuung sowie altersge-
mäße Freizeitgestaltung bietet der Förder-
verein für Kinder und Jugendliche Heubach
e.V. Bester Nachfrage erfreuen sich auch die
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Ferienbetreuungsangebote. Legendär ist die
Kinderspielstadt "Kidstown" für bis zu 150
Kinder im Alter von 8 bis 13 Jahren. Diesem
Projekt des Stadtjugendrings Heubach liegt
die Idee zugrunde, dass die Kinder miteinan-
der leben, arbeiten, diskutieren und feiern
wie im richtigen Leben. Daneben gibt es für
Jugendliche zahlreiche Angebote im Treff-
punkt "Übelmesser". Diese große Angebots-
palette findet nicht nur Anklang bei den El-
tern, sondern waren auch ausschlaggebend
dafür, dass der Stadt Heubach in den Jahren
1998, 2003 und 2008 das Prädikat der
"Kinder- und jugendfreundlichsten
Stadt im Ostalbkreis" verleihen wurde.
Eine "Zukunftswerkstatt" unter großer Betei-
ligung der Bürgerschaft bildete im Frühjahr
2011 den Auftakt um das familienfreundli-
che Profil der Stadt Heubach weiter zu schär-
fen. Ab 2012 wird eine Anlaufstelle für Fami-
lien innerhalb des Rathauses eingerichtet,
desWeiteren ist dieHerausgabe eines "Fami-
lienwegweisers" geplant, welcher alle in der
Stadt vorhandenen Angebote bündelt.
Auf eine über 500jährige Schultradition
kann Heubach zurückblicken und wird zu
Recht als "Schulstadt" bezeichnet. Viel in-
vestierte die Stadt vor allem in den vergange-
nen 10 Jahren in Sanierungen und in Neu-
bauten. Nach der umfassenden Sanierung
und Aufstockung der Mörike-Förderschule
im Jahr 2001/2002 konnte der rd. 4 Mio.
Euro teure Neubau des Rosenstein-Gymna-
siums Anfang 2003 bezogen werden. Da-
nach wurde die energetische Sanierung des
Gymnasium-Altbaus angegangen, eine
Mensa wurde im Jahr 2010 eingerichtet.
Die Schule war damit bestens gerüstet sich
zur Ganztagesschule weiter zu entwickeln;
der Ganztagesbetrieb wird mit Beginn des
Schuljahres 2011/2012 aufgenommen.
Der Beginn des Umbaus und der Erweite-
rung der Schillerschule (Grund-, Haupt- und
Werkrealschule) erfolgte im Jahr 2004/
2005. Im Zusammenhang mit dieser grund-
legenden Sanierung wurde die Schule zu ei-
ner Ganztageseinrichtung umgebaut, wel-
che zum Schuljahr 2005/2006 den Betrieb

Das Rosenstein-Gymnasium - Der mit dem Erweiterungsbau neu konzipierte Pausenhof ist ein
beliebter Schülertreff

aufnahm. Ein neu gestalteter Pausenhof mit
interessanten Spielgeräten und einem grü-
nen Klassenzimmer sowie ein Platz für sport-
liche Betätigungen neben der Schule wur-
den von den Schülern begeistert ange-
nommen.
Umfassende Sanierungsarbeiten und die
dringend erforderliche Erweiterung an der
Breuling-Grundschule in Lautern wurden im
Jahr 2007 abgeschlossen.
An dieser Schule als auch an der Förder-
schule laufen derzeit die Planungen zur Ein-
richtung eines Ganztagesbetriebes.
Auch ältere Mitbürgerinnen und Mitbürger
sind in Heubach bestens aufgehoben: In der
betreuten Seniorenwohnanlage "Haus
Hohgarten", welche im Juni 1996 einge-
weiht wurde, können die Senioren ihre Selb-
ständigkeit bewahren und doch bei kleine-
ren oder größeren Problemen des Alltags
Unterstützung erhalten.
In das Herz der Stadt eingebunden ist das
Pflegewohnhaus "Kielwein", welches
das Angebot der sozialen Dienste mit Kurz-
zeit- und Dauerpflegeplätzen ergänzt. Dank
des großzügigen Vermächtnisses der Familie
Kielwein - einem wunderschönen Grund-
stück inmitten der Stadt - wurde diese Ein-
richtung mit 44 Langzeit- und 4 Kurzzeit-
pflegeplätzen im Jahr 1997 eingeweiht.
Speziell für Menschen mit Demenzerkran-
kung richtet sich das seit Ende 2008 in Heu-
bach vorhandene Angebot des Fachzent-
rums für Menschen mit Demenz "Villa
Spießhofer". In wunderschöner Lage di-
rekt unter dem Rosenstein wird in dieser pri-
vaten Einrichtung individuell auf die Bedürf-
nisse der Bewohner eingegangen.
Menschen mit Behinderung finden in Heu-
bach einZuhause indenWohngemeinschaf-
ten der Stiftung Haus Lindenhof sowie im
Bischof-Sproll-Haus. Beide Einrichtungen
möchten ihren Bewohnern eine größtmögli-
che Integration ermöglichen.
Großes Augenmerk legt die Stadt auf eine
stetige Verbesserung und den weiterenAus-
bau der Infrastruktur. Ein wichtiges Projekt

mit welchem sich Heubach bereits seit Mitte
der 70iger Jahre befasst ist die Anlegung ei-
ner "Nördlichen Entlastungsstraße".
Diese Trasse soll zur besseren Anbindung
der Stadt im Norden beitragen und gleich-
zeitig eineVerkehrsentlastung des innerstäd-
tischen Bereiches bewirken. Daneben er-
schließt die Trasse bereits vorhandene Ge-
werbegebiete. Im Jahr 1999 wurde ein erstes
Teilstück angelegt; ein zweiter und dritter
Bauabschnitt folgten und sind bis zum Ende
dieses Jahres realisiert.

An einer komplizierten Straßenkreuzung mit
umfangreichen Nebenflächen direkt in der
Stadtmitte wurde im Jahr 2003 der neue
Postplatz als Kreisverkehr angelegt unddie
umliegenden Flächen zum Verweilen gestal-
tet. Einen interessanten Akzent setzt das
hoch aufragende, in der Kreiselmitte plat-
zierte Kunstwerk: die Skulptur "Zuver-
sicht". Die Bronzeskulptur symbolisiert die
Werte Solidarität, Zusammenhalt, Zusam-
menarbeit und Zuversicht - Werte, welche
die Heubacher Bürger auszeichnen.

Umfangreiche Arbeiten im Bereich der
Wasserversorgung schloss die Stadt im
Jahr 2010 ab. Es entstand eine neue Ultrafilt-
rationsanlage, womit den Bürgern Wasser in
reinster Qualität geliefert werden kann.

Daneben beteiligte sich die Stadt Heubach
an der Erweiterung der Verbandskläran-
lage des Abwasserzweckverbandes Lauter-
Remsmit einem Anteil von ca. 1,3 Mio. Euro,
bei Gesamtbaukosten von ca. 3 Mio. Euro.
Nach zweijähriger Bauzeit wurden die Erwei-
terungsarbeiten im Jahr 2007 abgeschlos-
sen. Im Zuge der Modernisierungsmaßnah-
men entstand eine Anlage, mit der aus Klär-
schlamm Gas gewonnen wird. Mit dem Gas
wird ein Blockheizkraftwerk betrieben, wel-
ches Strom für den Eigenbedarf des Klär-
werks produziert.

All diese Einrichtungen erbringen, neben
modernen Wohngebieten und zahlreichen
Gewerbe- und Einzelhandelsbetrieben, den
hohen Wohnwert, welchen die Heubacher
schätzen und welche Heubach zum Mittel-
punkt eines größeren Einzugsgebiets
machen.

Die bürgerschaftliche Gemeinschaft wird bei
zahlreichen Veranstaltungen gepflegt: Beim
traditionellen HeubacherKinderfest, wel-
ches im dreijährigen Turnus jeweils im Früh-
sommer gefeiert wird, ziehen phantasievoll
nach einem bestimmten Motto verkleidete
Kinder und Jugendliche in einem farben-
prächtigen Umzug durch die Stadt bis zum
"Kinderfestplatz" auf dem Rosenstein, wo
u.a. Wettkämpfe in traditionellen Spielange-
boten stattfinden.

Der Heimat- und Geschichtsverein des Orts-
teils Lautern veranstaltet alle vier Jahre unter
demMotto "Lautern anno 1900" einenHis-
torischen Markt. Dabei beeindruckt die
Vielfalt der gezeigten traditionellen Hand-
werkskünste genauso wie das nachgestellte
bäuerliche und dörfliche Treiben von einst.

18



Historischer Markt Lautern "Wäschweiber bei der Arbeit"

Seit dem Jahr 2005 hat sich der Lauterner
Landschaftslauf, welcher am letzten Wo-
chenende der Sommerferien ausgetragen
wird, etabliert. Neben der Steigerung der
körperlichen Fitness durch Joggen und Nor-
dic-Walking kann bei diesem Sportevent
auch die schöne Alblandschaft genossen
werden.
Ein sportliches Highlight im Weltklassefor-
mat ist der HeubacherMountainbike Fes-
tival "bike the rock". Wasursprünglich im
Jahr 2001 mit einem Hobbyrennen begann
gehört heute zu den größten Mountainbike-
Events in der Welt. Die schwierige Strecke
liefert alles was das Bikerherz höher schlagen
lässt. Die Sieger dieses Sportevents gehören
zur Weltspitze im Cross Country Sport.
Den Reigen der jährlichen Veranstaltungen
beschließt der "Original Lauscher Kugel-
markt" jeweils am 3. Adventswochenende
auf dem Schlossplatz. Der Markt zieht die
Besucher mit faszinierendem Christbaum-
schmuck und gläsernen Kunstwerken sowie
einem großen Sortiment handwerklich ge-
fertigter Waren und Showvorführungen in
ihren Bann. Der Kugelmarkt geht auf die
Partnerschaft mit der Stadt Lauscha in Thü-
ringen zurück, welche als Glasbläserstadt
Weltruf genießt.

Filigrane Glaskunstwerke aus Lauscha beim
Kugelmarkt
Heubach ist auch für seine vielfältige und ge-
pflegte Gastronomiebekannt, die in keinerlei
Hinsicht Wünsche offen lässt. Auf eine lange

Tradition kann das Brauereigewerbe in Heu-
bach zurückblicken: Zu den ältesten Braue-
reien der Region gehört die Hirschbraue-
rei Heubach, deren Heubacher Bier in der
gesamtenRegion geschätzt wird. Chronisten
führen die Entstehung der Brauerei auf die
Zeit um 1600 zurück. Urkundlich nachge-
wiesen ist die erste Konzession zur "Schild-
wirtschaft" im Jahr 1725. Die Brauerei wurde
im Jahr 1874 von Leonhard Johann Mayer
übernommen und seither bereits in der 5.
Generation im Familienbesitz geführt.

Nicht unerwähnt bleiben soll Heubachs
größter Teilort Lautern, welcher im Zuge
der Gebietsreform 1971 nach Heubach ein-

Blick auf das Ortszentrum von Lautern

gemeindet wurde. Landschaftlich wunder-
schön eingebettet in die vorgelagerten Berge
der Ostalb fällt die prächtig ausgestattete ka-
tholische Dorfkirche "Mariä Himmelfahrt"
ins Auge, welche imposant auf einem klei-
nen Hügel in der Dorfmitte steht.

Eine Vielzahl an Gartenbaubetrieben sowie
eine große Baumschule haben sich in Lau-
tern angesiedelt; weithin bekannt ist Lautern
als "Gärtnerdorf". Bei Veranstaltungen wie
der "Gläsernen Produktion" haben die Be-
triebe schon mehrmals ihre Arbeitsweisen
und ihre Produkte vorgestellt. Der im Jahr
2007 im Zuge der Dorfsanierung einge-
weihte Gärtnerbrunnen ist sowohl Dorfmit-
telpunkt als auch Symbol der gärtnerischen
Arbeit in Lautern.

Den Ortsteil zeichnet auch ein überaus gro-
ßes bürgerschaftliches Engagement aus,
welches bei sozialen und kulturellen Aktivitä-
ten als auch bei Maßnahmen zur Ortsver-
schönerung eindrucksvoll unter Beweis ge-
stellt wird.

Dies war letztendlich auch dafür ausschlag-
gebend, dass im Rahmen des Wettbewerbs
"Unser Dorf hat Zukunft" Lautern in diesem
Jahr zum schönsten Dorf des Ostalb-
kreises gekürt wurde.

Noch viel Wissenswertes könnte über die
Stadt Heubach berichtet werden. Interes-
sante Eindrücke aus dem Leben der Stadt
und ihrer Menschen als auch die abwechs-
lungsreiche Geschichte sind im Bildband
"Heubach - Stadt unterm Rosenstein" festge-
halten.

Klaus Maier, MdL
Bürgermeister
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Neues aus den Hochschulen

Hochschule Kehl

Ein Ständchen für Honorarprofessor Stefan Gläser
"Diese Überraschung ist Ihnen wirklich ge-
lungen", freute sich Honorarprofessor Stefan
Gläser, als ihm das Orchester der Hoch-
schule Kehl zum 65. Geburtstag ein Ständ-
chen spielte. Gläser ist bekennender Fan des
Hochschulorchesters. Besonders beein-
druckt ist er von dessen Beständigkeit, wo
doch studienbedingt jedes Jahr die Beset-
zung wechselt. Mit dem Badnerlied "Hoch
Badnerland" verabschiedete ihn das Orches-
ter in die Hochschulratssitzung. Seit 2003 ist
der ehemalige Oberbürgermeister Mitglied
im Hochschulrat, dessen Vorsitz er seit 2007
inne hat.

2009 verlieh die Hochschule dem Juristen
die Auszeichnung zum Honorarprofessor
der Hochschule für öffentliche Verwaltung
Kehl. Die Hochschule dankte Gläser damit
für seinen engagierten Einsatz als Lehrbeauf-

Ilse Ruckes verlässt Hochschule

Zum Abschied ein Strauß Blumen und ein
Bildband über den Ortenaukreis. Rektor Paul
Witt verabschiedet die gute Seele der Hoch-
schulbibliothek
"Sie sind die gute Seele der Bibliothek", cha-
rakterisierte Rektor Professor Paul Witt die
Hochschul-Bibliothekarin Ilse Ruckes. Die 65-
Jährige war insgesamt 18 Jahre in der Biblio-
thek der Hochschule tätig und geht nun in
den Ruhestand. Einen Exkurs machte sie

Hochschule Ludwigsburg

E-Government fängt erst jetzt so richtig an

Am 14. und 15. April 2011 haben sich ca.
30 Experten aus zwölf europäischen Staaten
an der Hochschule Ludwigsburg getroffen,
um aktuelle Entwicklungen im E-Govern-
ment in Europa zu diskutieren. Am ersten
Veranstaltungstag eröffnet Rektor Walter
Maier die One Stop Europe-Konferenz
2011 unter dem Titel Bürgerservices im E-
Government. Die inzwischen fünfte Konfe-
renz der Reihe, die in Zusammenarbeit mit
der Alcatel-Lucent Stiftung geplant und
durchgeführt wird, setzt sich in insgesamt

tragter. Seit 2006 unterrichtete Gläser in
Kehl, der laut den Studierenden kompli-
zierte Sachverhalte praxisnah vermitteln
konnte.

Das Nordlicht wurde 1946 auf der Insel
Nordstrand geboren. In Tübingen, Kiel und
Erlangen-Nürnberg studierte Gläser Rechts-
und Wirtschaftswissenschaften. Nach seiner
halbjährigen Tätigkeit in einer Londoner An-
waltskanzlei bestand er 1974 sein Zweites
juristisches Staatsexamen. Danach war er zu-
nächst Referent im baden-württembergi-
schen Finanzministerium, später Referatslei-
ter im Staatsministerium Baden-Württem-
berg. Ab 1981 war der Jurist drei Amtsperio-
den lang Oberbürgermeister der Großen
Kreisstadt Wertheim am Main. Seit 2003 ist
Gläser Geschäftsführendes Vorstandsmit-
glied des Städtetags Baden-Württemberg.

während dieser Zeit für vier Jahre in das Per-
sonal- und Prüfungsamt. "Ich gehe mit einem
lachenden und einem weinenden Auge", so
Ruckes. Die Rheinland-Pfälzerin mochte ihre
Arbeit und ihre Kollegen an der Hochschule
sehr. Besonders der spezielle Humor des Bib-
liotheksleiters Torsten Haß wird ihr fehlen.

Die Bibliothek kannte sie aus dem FF und
pflegte stets einen freundlichen Umgang mit
Studierenden und Kollegen. Mit dem Um-
bau der Bibliothek 2009 wurde die Biblio-
thek modernisiert und das Ausleihverfahren
vereinfacht. Im Rückblick somit eine span-
nende und abwechslungsreiche Zeit für die
Bibliothekarin. Trotzdem ist es noch nicht
ganz einAbschied für immer. Die 65-Jährige
hatte sich bereit erklärt, den Bibliotheksleiter
Torsten Haß während dessen Elternzeit zu
vertreten. So bleibt Ruckes der Hochschule
noch eine gewisse Zeit lang erhalten.

vier Panels mit dem Thema Bürgerservices
auseinander. In ihren Grußworten stellen die
Landtagsabgeordneten Peter Hauk (CDU)
und Peter Hofelich (SPD) dar, dass das
Thema Bürgerservice von herausragender
Bedeutung sei und die neuen Möglichkeiten
des E-Governments reichhaltige Entwick-
lungschancen eröffnen. Dr. Dieter Klumpp,
Direktor der Alcatel-Lucent Stiftung begrün-
det das Engagement der Stiftung für das E-
Government. In der Keynote konnte der
Sprecher des deutschen Städte- und Ge-

meindebundes Franz-Reinhard Habbel un-
ter dem Titel Zeitenwende 2011: Neustart
der Informationsgesellschaft neue Beteili-
gungsmöglichkeiten der Bürger auf der Basis
von Internet-Foren thematisieren.

Peter Hofelich MdL
Bürgerinteressen bewegen sich nicht selten
imSpannungsfeld zwischen Verwaltung und
Politik. Insofern stehen die Beiträge des Pa-
nels 1 im Zusammenhang mit dieser Proble-
matik. Nach Helmut Krcmar, Professor an
der TU München, lässt sich die Bandbreite
der Bürgeranliegen anhand einer Differen-
zierung der Bereiche Leistung, Abwehr,
Kontrolle und Partizipation darstellen. In die-
sem Zusammenhang stellt er das Konzept
Open Government in seinen Grundzügen
dar. Zudem wagt er einen Ausblick in die
Zukunft. Sehr interessante empirisch unter-
mauerte Überlegungen stellen Gerhard
Schwabe (Professor der Universität Zürich)
und Birgit Schenk (Professorin der Hoch-
schule Ludwigburg) unter dem Titel Von
Bürgern und Beratern vor. In diesem Kontext
erörtern sie auf beiden Seiten spezifische
Problemlagen dar, die durch eine IT-gestüt-
zte Organisation der Bürgerberatung einer
Lösung näher gebracht werden können. Al-
berto Barzano· aus Italien und Bence Ko·pia·s
aus Ungarn schildern spezifische E-Govern-
ment-Entwicklungen in ihren Ländern.
Das Panel 2 der Konferenz stellt die Wirt-
schaftlichkeit von Bürgerservices in den Mit-
telpunkt der Diskussion. Georg Schäfer, Dip-
lom-Mathematiker und Leitender Ministeri-
alrat im Innenministerium Baden-Württem-
berg, vermittelt den Teilnehmern einen Ein-
druck über das Wirtschaftlichkeitsgebot bei
der Erfüllung öffentlicher Aufgaben. Nach
seiner Auffassung verstößt die Verwaltung
z.B. dann gegen das Wirtschaftlichkeitsprin-
zip, wenn sie die vorhandenen Datensamm-
lungen nicht nutzt. Durch den sinnvollen
Einsatz der modernen Informations- und
Kommunikationstechniken können Verwal-
tungsverfahren deutlich transparenter und
effizientergemacht werden. Für Karl Tramer,
Vorstandsvorsitzender der Datenzentrale Ba-
den-Württemberg ist der elektronische Bür-
gerservice eine wirtschaftliche Notwendig-
keit. Nach seiner Auffassung gibt es in der
öffentlichenVerwaltung nochbeachtliche Ef-
fizienzreserven, "die durch E-Government
gehoben werden können." "E-Government
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fängt jetzt erst so richtig an!" ist seine ab-
schließende Bewertung. "Lässt sich die Qua-
lität von Dienstleistungen messen?" Dieser
Frage widmet sich der Beitrag von Nikolaos
Lymberopoulos (Fraunhofer Gesellschaft),
indem er die Kriterien zur Messung heraus-
arbeitet: Prozessmodellqualität, Erfüllungs-
grad der Vereinbarung und Nutzen der
Dienstleistungen. Anhand von Beispielen aus
der öffentlichen Verwaltung Estland unter-
sucht Wolfgang Drechsler von der Universi-
tät Tallinn die Frage Wann ist Verwaltung
wirtschaftlich? In Estland gehören das
E-Grundbuch, die E-Steuererklärung und die
ID-Card inzwischen zur Normalität.

Am zweiten Tag der Konferenz stehen die
Panels 3 und 4 auf der Tagesordnung. Panel
3 stellt das Thema Innovative Dienstleistun-
gen in Europa in den Fokus. Dr. Jan Brinks
vonder Thorbecke-Akademie in den Nieder-
landen verdeutlicht in seiner Präsentation e-
Participation, wie Mittel des E-Governments
in seinem Land genutzt werden, um mehr
Bürgerbeteiligung zu schaffen und dieBezie-
hungen zwischen der Verwaltung und den
Bürgern transparenter zu gestalten. Der Vor-
trag von Dr. Bala·sz König (Corvinus-Univer-
sität, Budapest) stellt das ungarische Konzept
des One Stop Government in den Mittel-
punkt seiner Ausführungen. Der belgische

Umschau im Land

Studienlehrgang 1957/58 Haigerloch

Kurstreffen des 11. Lehrgangs am 24. und 25. Mai 2011
in Horb

Die Teilnehmer des Kurstreffens vor der Höhengaststätte "Steigelhof" in Horb

Inzwischen ist es gute Tradition geworden,
dass sich der 11. Lehrgang seit der 50. Wie-
derkehr seines Einzugs in die Verwaltungs-
schule jährlich trifft. Auf Einladung des Kolle-
gen Karl Hug kamen 13Ehemalige, größten-
teils mit Partnerinnen, insgesamt 25 Teilneh-
mer nach Horb. Glücklicherweise waren seit
dem letzten Treffen im Vorjahr keine Todes-
fälle mehr zu verzeichnen.

Referent Dr. Bertel de Groote thematisiert
Problemstellungen, die im Zusammenhang
mit der notwendigen elektronischen Zusam-
menarbeit der verschiedenen belgischen So-
zialversicherungsinstitutionen auftreten.
Weitere konkrete Beispiele aus ihren Län-
dern konnten Silvia Ruc� inska· (Universität Ko-
sice, Slowakei), Zwetelina Gankova (Techni-
sche Universität Gabrovo, Bulgarien) sowie
Tatiana Mitrokhina und Elena Samsonova
(Wolga-Akademie Saratov, Russland) im
Rahmen des Panels vorstellen.

Im abschließenden vierten Panel der Konfe-
renz werden in fünf Beiträgen Zukunftspers-
pektiven des E-Governments aufgezeigt. Im
ersten Beitrag stellt Dr. Maria Wimmer, Pro-
fessorin an der Universität Koblenz-Landau,
das ProjektOpen Collaboration in PolicyMo-
delling (OCOPOMO) vor. Dabei wird das
Ziel verfolgt, die europäischen Verwaltungen
und Regierungen zu besseren Entscheidun-
gen zu befähigen. Neue Konzepte im E-Go-
vernment werden zudem an der Zeppelin
University in Friedrichshafen erdacht und
weiterentwickelt. Professor Jörn von Lucke
erläutert in seinem Beitrag die dort diskutier-
ten Konzepte Open Data und Open Innova-
tion. Ebenso konnte Dr. Christoph Baron
(Siemens IT Solutions and Services GmbH)
den Einfluss von Social Media und Open-

Der 11. Lehrgang, der wohl kleinste in der
Haigerlocher Geschichte mit nur 38Teilneh-
mern, hat leider schon 16 Tote zu beklagen.
Treffpunkt zum Mittagessen war die schön
gelegene Höhengaststätte "Steiglehof" auf
dem Hohenberg in Horb. Die Witterung er-
laubte eine fröhliche Begrüßung in der Gar-
tenwirtschaft, wobei sowohl Erinnerungen
als auch Neuigkeiten ausgetauscht wurden.

Government auf die öffentliche Hand erör-
tern. Eine eindeutige Antwort auf seine Aus-
gangsfrage "Kann die Verwaltung Freund
sein?" kann zurzeit jedoch nicht gegeben
werden. Den Abschluss des Panels bildet ein
Beitrag von Thomas Hart (Information and
Communications Policy, Peking) zur Situa-
tion des E-Governments in China. Zum Ab-
schluss der OSE-Konferenz konnten Studie-
rende aus sechs europäischen Staaten die
Forschungsergebnisse eines Gemeinschafts-
projekts zum Thema E-Government vor-
stellen.

Zum Gelingen der Veranstaltung haben ne-
ben der Alcatel-Lucent Stiftung der Deutsche
Sparkassen- und Giroverband sowie die
Württembergische Gemeindeversicherung
beigetragen. Präsident Heinrich Haasis
(DSGV) hat die Schirmherrschaft übernom-
men, Vorstandsvorsitzender Hans-Joachim
Haug konnte die Teilnehmer am Abend des
ersten Konferenztages zu einem feierlichen
Abendessen in die Räume der WGV einla-
den. Während der Abendveranstaltung wür-
digt der Vorstandsvorsitzende der Alcatel-
Lucent Deutschland AG, Herr Alf Henryk
Wulf, in einer Festrede die OSE-Konferenz,
die inzwischen wohl zu einer Institution ge-
reift ist.

Prof. Dr. Helmut Hopp und Femke Paulik

Nach einem guten Mittagessen gab es eine
Überraschung: Unsere Rose Hug präsen-
tierte einen köstlichen, selbst gebackenen
Bienenstich und einen Hefezopf als Nach-
tisch, danach wurde ein Gruppenbild ge-
macht, um dann im Konvoi zu der am 20.
Mai eröffneten Gartenschau "Neckarblühen
Horb 2011" in die Unterstadt zu fahren.
Inzwischen hatten sich die letzten Wolken
des Vormittags verzogen und es empfing
uns ein zauberhaftes Stückchen Natur am
Ufer des Neckars. Wer die Landschaft von
seiner Ausbildung her kannte, war überwäl-
tigt vonder Vielfalt der Eindrücke durchGär-
ten, reizende Wege und die Neugestaltung
des Neckarufers, das Jung und Alt gleicher-
maßen einlädt zum Flanieren, Entdecken
und genussvollen Aufenthalt. Unzugängli-
che Ufer und eine unattraktive Verbauung
lockten früher niemanden ans Wasser. Das
hat sich durch neu angelegte Abgänge und
Pfade zum Fluss, Anlegen einer Bootseinlass-
stelle und eines Kiesstrands am Spielplatz
"Schatzinsel" in der Froschgasse geändert.
Leicht vorstellbar war die zu erwartende Blu-
menpracht, die durch die trockene Witte-
rung der vorausgegangenen Wochen an
diesem weiteren heißen Tag etwas redu-
ziert erschien.
Bevor wir die Gartenschau verließen, zeigte
uns Karl Hug noch die neuen Anlagen des
Flusswasserkraftwerks, ein ehrgeiziges Projekt
der Energie Horb GmbH, ein Gemeinschafts-
unternehmen der Stadtwerke Tübingen und
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der Stadt Horb. Die 16 Tonnen schwere Rie-
menrohrturbine, das Herzstück der Anlage,
soll jährlich 1,85 Gigawattstunden (GWh/a)
leisten. Mit diesem Bauvorhaben kommt die
Energie Horb GmbH einem ihrer wichtigsten
Unternehmensziele nach, in umweltfreundli-
che Technologien zu investieren.
Durch die Hitze mittlerweile etwas ermattet,
bezogen alle anschließend dankbar die küh-
len Zimmer in unserem angenehmen Stadt-
hotel "Goldener Adler", das von unserem
"Quartiermeister" Hug wohl überlegt we-
nige Schritte vom Parkhaus entfernt reser-
viert wurde.
Erfrischt trafen wir uns später zum gemeinsa-
men Abendessen. Obmann Günter Hauß-
mann begrüßte alle Kollegen und deren
Partnerinnen an dieser Stelle offiziell. Danach
erfreute man sich zunächst an der guten Be-
wirtung und später am gegenseitigen Aus-
tausch alter und neuer Erlebnisse, heitere
Episoden aus der Vergangenheit wurden er-
zählt und ein Highlight des Abends waren,
wie in den vergangenen Jahren, die heiteren
Gedichte von Brunhilde, der Frau unseres
Obmanns Günter Haußmann, und die Vor-
träge von Hans Hauser, der trotz seiner wei-
ten Anreise aus dem Umland von Bonn bei
keinem Treffen bisher fehlte.
Der zweite Tag des Treffens war dem Ken-
nenlernen der Stadt Horb gewidmet. Nach
dem gemeinsamen Frühstück führten uns
Rose und Karl Hug, 28 Jahre lang Käm-
merer der Stadt Horb, kenntnisreich durch
die Stadt.
Horb, auch "Tor zum Schwarzwald" genannt,
an zwei Bahnlinien gelegen, erhebt sich über
dem Neckar, dicht schmiegen sich Stein- und
Fachwerkhäuser aus allen Epochen an die
Hänge, von der Stadtbefestigung stehen noch
einige Türme und Tore. Dazwischen winden
sich enge Straßen und Wege von der Unter-
zur Oberstadt. Das Dächermeer wird über-
ragt von der Stiftskirche zum Hl. Kreuz mit
ihren gotischen und barocken Stilelementen,
der Horber Madonna sowie dem wertvollen
und einmaligen Kirchenschatz.
Der Stadtrundgang begann in der Neckar-
straße beim "Goldenen Adler" und ging über
die Hirschgasse, zum gotischen Steinhaus,
das 1507 der Spital vom Heiligen Geist er-
richtete und heute als Gemeindezentrum
dient, dann zur Liebfrauenkapelle, im Volks-
mund liebevoll "Kappel" genannt, 1280 be-
gonnen und 1363 mit Langhaus und Turm
erweitert. Frau Rose Hug übernahm dankens-
werterweise parallel dazu den Transport von
Teilnehmern, denen der weitere Anstieg in
die obere Stadt beschwerlich geworden wäre.
Am Marktplatz vor dem Rathaus mit seiner
herrlich vom Horber Künstler Wilhelm Klink
1925/27 gestalteten Fassade trafen alle wie-
der zusammen. Das Rat- und Wachhaus am
Marktplatz, 1420 erstmals erwähnt, nach
dem großen Stadtbrand (1725) ab 1733
wieder aufgebaut, wurde erst 1773 endgül-
tig mit einem weiteren Stockwerk vollendet.
Drinnen erwartete uns Oberbürgermeister
Peter Rosenberger. Bei einem Begrüßungs-
trunk brachte er uns seine Stadt aus histori-

scher und aktueller kommunaler Sicht noch
näher. Zu den wichtigsten Aufgaben gehö-
ren das Bildungswesen, Gewerbe- und In-
dustrieansiedlungen und die dringend erfor-
derliche Verkehrsentlastung.
Allein die Einwohnerentwicklung ist beacht-
lich. Der Baedeker Süddeutschland (1913)
spricht von einem Städtchen von 2530 Ein-
wohnern, der Baedeker Württemberg
(1925) von 2570 Einwohnern" Die rasante
Entwicklung der Stadt, nicht zuletzt aufgrund
von Eingemeindungsverträgen, ließ die Ein-
wohnerzahl auf jetzt 25530 ansteigen.
Danach ging es weiter, vorbei am Geßler-
schen Haus, ein Bürgerhaus von 1745 und
einst Sitz des Obervogts, und am Markt-
brunnen sowie am ehemaligen Franziskane-
rinnen-Kloster aus dem 13. Jahrhundert,
durch bürgerschaftliches Engagement vor
dem Abbruch bewahrt und heute als Kultur-
zentrum "Kloster" genutzt. Beeindruckend
thront der Wehrturm auf dem Gelände des
ehemaligen Schlosses Hohenberg. Er diente
im 18. Jahrhundert als Gefängnis und wird
daher Schurkenturm genannt.
Höhepunkt im wahrsten Sinne des Wortes
(es ist der höchste Punkt der Stadt) war die
Besichtigung der Stiftskirche Heilig Kreuz.
Karl Hug ist es gelungen, den wohl besten
Kenner der Horber Kirchengeschichte, Franz
Geßler, zu gewinnen, der einen Teil des -
der Öffentlichkeit sonst nicht zugänglichen
- Kirchenschatzes in der Sakristei aufgestellt
hatte. Die Stiftskirche verwahrt einen der be-
deutendsten Kirchenschätze im südwest-
deutschen Raum, dessen wesentlichster Teil

Kreisverband Biberach

Kreisversammlung Biberach am 25. Juli 2011

Die Ehrung der Jubilare (von links nach rechts): Kreisvorsitzender Karl Zeller, Heinz Wamsler,
Verbandsgeschäftsführer Harald Gentsch, Roland Huonker, Martin Gratz, Rolf Müller und Be-
zirksvorsitzender Rudolf Forcher

aus der Gotik stammt und der beim großen
Brand 1725 gerettet werden konnte. Sehr
beeindruckend das Kreuz-Reliquiar, die
Monstranzen, besonders die gotischen, die
Kelche oder die Messgarnituren. Bei der an-
schließenden Kirchenführung wies uns Herr
Geßler besonders auf die südlich an den
Chor angebaute Kapelle hin, stammend
noch vom gotischen Vorgängerbau, mit der
Horber Madonna. Die schöne Skulptur aus
weißem Kalkstein wurde 1410 von einem
unbekannten Meister geschaffen. Sie gilt als
eines der bedeutendsten Kunstwerke am
oberen Neckar. Beim Verlassen der Stiftskir-
che fällt der Blick auf den herrlichen Orgel-
prospekt (aus Rottweil stammend) und die
bemalte Emporenbrüstung mit Darstellun-
gen aus dem Leben der Horber Chorherren.
Wir waren von der Fülle der historischen
Kleinodien, Kunstschätze, Baudenkmäler
und der reichen Geschichte stark beein-
druckt, kannten die meisten Horb bisher
doch nur vom Durchfahren. Und so gelang-
ten wir zuletzt zum Restaurant "Germania",
einem gutbürgerliches Haus, ebenfalls in ei-
nem Fachwerkhaus gelegen, um miteinan-
derMittag zu essen und die vielen Eindrücke
Revue passieren zu lassen.
Gut gesättigt ließ man das bestens organi-
sierte Treffen mit herzlichem Dank an Rose
und Karl Hug ausklingen. In der Hoffnung,
dass alle sich im nächsten Jahr in Laupheim
wiedersehen, verabschiedeten sich die Teil-
nehmer und traten erfreut über das gelun-
gene Treffen die Heimfahrt an.
(Hubert Schmid)
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Kreisvorsitzender Bürgermeister Karl Zeller
lud dieses Mal zur Kreisversammlung in das
Museumsdorf Kürnbach des Landkreises Bi-
berach ein. Zunächst traf man sich im Muse-

umsstüble "Kürnbacher Vesperstube", an-
schließend erfuhren die Teilnehmer bei der
Führung durch den Leiter des Kreiskulturam-
tes Dr. Jürgen Kniep Näheres über das Mu-



seum, um dann noch in gemütlicher Runde
im Museumsstüble beieinander zu sitzen
(der Wirt hatte extra seinen Ruhetag ge-
opfert).
Verbandsvorsitzender Harald Gentsch und
Bezirksvorsitzender Rudolf Forcher berichte-
ten der Versammlung das Neueste über die
für uns relevanten Punkte aus der Landespo-
litik. Themen waren die Dienstrechtsreform,
die Ausbildung mit der Evaluierung des Ba-
chelor-Studienganges und mit dem neu ein-
geführten berufsbegleitenden Masterstudi-
engang, die Besoldung und die Frage, wie
geht die neue Landesregierung mit dem Be-
rufsbeamtentum um. Während die SPD ein
klares Bekenntnis zu diesem abgibt, ist dies
bei den GRÜNEN noch nicht so deutlich
spürbar, wenngleich Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann gegenüber Journalisten
und dem Beamtenbund Baden-Württem-
berg erklärt hatte, kein "Beamtenschreck"
sein zu wollen. "Das wird auch gut sein", so
Verbandsgeschäftsführer Harald Gentsch,
vor dem Hintergrund der Wahlanalysen,
nach denen 35% der Beamten GRÜN ge-
wählt haben.
Ein wichtiger Tagesordnungspunkt bei allen
Kreisversammlungen ist die Ehrung langjäh-
riger Verbandsmitglieder, so auch in Bibe-
rach. Ihr 25-jähriges Verbandsjubiläum fei-
ern in diesem Jahr: Klaus Bonelli, Bernd
Clauß, Martin Gratz, Martin Loth und Karl
Heinz Mohr. 50 Jahre Mitglied sind: Roland
Huonker, Rolf Müller, Heinz Wamsler und
Karl Heinz Wiest.
Aus den Händen des Kreisvorsitzenden und
des Verbandsgeschäftsführers konnten die
KollegenMartin Gratz, Roland Huonker, Rolf
Müller und Karl Heinz Wiest ihre Ehrenur-
kunden, die Ehrennadeln und ein Fläschchen
Wein entgegennehmen.
Bei den anschließenden Wahlen bestätigten
die Kolleginnen und Kollegen Karl Zeller in
seinem Amt als Kreisvorsitzender und Chris-
tel Haug als seine Stellvertreterin. Bei der
nächsten Vertreterversammlung des Verban-
des wird Kollege Werner Gebele den Kreis-
verband Biberachmit dem Kreisvorsitzenden
vertreten. Sein Stellvertreter wird Klaus Bo-
nelli sein.
Die Führung durch das Museumsdorf ver-
mittelte den Teilnehmern interessante Ein-
drücke von dem großen oberschwäbischen
Museumsdorf, das in der Trägerschaft des
Landkreises liegt. Die über 30 Gebäude aus
sechs Jahrhunderten stammen von verschie-
denen Orten. Sie belegen die Entwicklung
der Bauernhäuser Oberschwabens seit dem
Ausgang des Mittelalters. Die Wohn- und
Wirtschaftsgebäude geben einen Eindruck
vom Leben und Arbeiten der Menschen, die
hier einmal ihre Heimat hatten. Hinzu kom-
men viele alte Werkstätten und zahlreiche
Ausstellungen, wie z.B. über die oberschwä-
bischen Trachten des 18. und 19. Jahrhun-
derts, den Obstbau oder die Geschichte zur
Elektrifizierung.
Die übereinstimmende Meinung aller Besu-
cher: "Ein Besuch dieses Museumsdorfes
lohnt sich allemal."

Kreisverband Emmendingen

Mit Annette Weidele und Gerd Ehret (rechts)
wählte die Kreisversammlung Emmendin-
gen für den Vorsitzenden Klaus Nunn zwei
neue Stellvertreter. Auf der Dachterrasse des
Landratsamts, vor der Emmendinger Stadt-
kulisse, stellte sich der Gesamtvorstand dem
Fotografen.
Die beiden neuen Vorstandsmitglieder lösen
Wolfgang Werner und Klaus-Peter Faast ab,
die 21 und 19 Jahre im Kreisvorstand mitar-
beiteten.

Kreisverband Heidenheim

Verbandsgeschäftsführer Harald Gentsch (links unten) konnte zahlrei-
che Jubilare persönlich auszeichnen: jeweils von links nach rechts, letzte
Reihe: Siegfried Laible, Thomas Diem und Klaus-Bernd Müller; dritte
Reihe: Georg Haag, Franz Bareth, Claudia Becker; zweite Reihe: Die-
ter Eisele und Franz-Jürgen Bohnert und erste Reihe: Kreisverbands-
vorsitzende Birgit Baumann und Reiner Krieger.

Krankenhausdirektor Hans-Otto Grau konnte
an der Kreisversammlung leider nicht teilneh-
men. Deshalb überbrachte Kreisvorsitzende
Birgit Baumann die Auszeichnungen für sein
60-jähriges Verbandsjubiläum und das Ge-
schenk persönlich.

25 Mitglieder des Verbands der Verwal-
tungsbeamten in Baden-Württemberg -
Kreisverband Heidenheim - versammelten
sich zu einer Betriebsbesichtigung der Firma
Röhm GmbH in Sontheim. Geschäftsführer
Michael Fried gab einen umfassenden Ein-
blick in die Produktion der Bohrfutter, der
Zentrierspitzen und der Kraftspanntechnik.
Mit einer Ausbildungsquote von 8% sichert
sich das 1500 Mitarbeiter starke Unterneh-

men seine Innovati-
onsfähigkeit und die
Qualitätsproduk-
tion im Wettbewerb
von weltweit fünf
weiteren Herstellern
dieses Segments.
In der anschließen-
den Versammlung
informierte Ge-
schäftsführer Harald
Gentsch über die
Zukunft der Ausbil-
dung an den Hoch-
schulen Ludwigs-
burg und Kehl sowie
über die Verhand-
lungen mit der
neuen Landesre-
gierung zum Beam-
tenstatus, zur Besol-
dung, zur Dienst-
rechtsreform und
zur Versorgungssi-
cherheit.

Dreizehn Kolleginnen und Kollegen konnten
für langjährige Verbandszugehörigkeit ge-
ehrt werden:
für 25 Jahre: Birgit Baumann, Claudia Becker
(leider in der Zwischenzeit verstorben), Tho-
mas Diem, Reiner Krieger, Manfred Nieß
und Wolfgang Welt,
für 40 Jahre: FranzBarethundSiegfried Laible,
für 50 Jahre: Franz-Jürgen Bohnert, Dieter Ei-
sele, Georg Haag und Klaus-Bernd Müller
für 60 Jahre: Hans-Otto Grau.
Den Geehrten wurde die Ehrenurkunde und
die Ehrennadel verliehen. Außerdem erhielten
sie aus den Händen der Kreisvorsitzenden,
Kollegin Birgit Baumann ein kleines flüssiges
Erinnerungsgeschenk.

Kreisverband Stuttgart

Kreisversammlung
am Montag,
den 14. November 2011,
17.00 Uhr bis 20.00 Uhr im Weingut der
Stadt Stuttgart, Sulzerrainstraße 24, mit Wein-
probe, kleinem Vesper, Lyrik und Gesang;
Kostenbeitrag 15 Euro
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Kreisversammlungen 2011

Kreisverband Ludwigsburg

Freitag , 30. September 2011, 16.00 Uhr in Ludwigsburg
Treffpunkt: MTV-Heim Campus, Bebenhäuser Str. 41

Kreisverband Schwäbisch Hall

Dienstag, 04. Oktober 2011, 16.00 Uhr in Crailsheim
Programm:
16:00 Uhr Besichtigung des Procter & Gamble-Werks in Crailsheim
18:00 Uhr Kreisversammlung

Kreisverband Rhein-Neckar-Kreis

Mittwoch, 05. Oktober 2011, 17.00 Uhr in Eppelheim
im Gasthof "zum Goldenen Löwen", Hauptstr. 139

Kreisverband Zollernalbkreis

Donnerstag, 06. Oktober 2011, 14.30 Uhr
im LRA in Balingen

Kreisverband Bodenseekreis

Freitag, 07. Oktober 2011 in Überlingen
Programm:
14:00 Uhr Stadtführung durch Überlingen
16:00 Uhr Kreisversammlung im historischen Rathaussaal
in Überlingen

Kreisverband Tuttlingen

Montag, 10. Oktober 2011, 17.00 Uhr in Tuttlingen
Programm:
17:00 Uhr Führung durch den Rohbau des neuen Bettenhauses
im Klinikum Tuttlingen, Zeppelinstr. 21
18:00 Uhr Kreisversammlung im Konferenzraum im UG

Kreisverband Rottweil

Donnerstag, 13. Oktober 2011 in Villingendorf
Mit einem Referat von Prof. Dr. Werner Mezger
über "Heimatgeschichtsschreibung"

Kreisverband Lörrach

Montag, 17. Oktober 2011, 16.00 Uhr
in Grenzach-Wyhlen
Programm:
16:00 Uhr Besichtigung des historischen Ortskerns von Grenzach
(ca. 2 Stunden)
18:00 Uhr Kreisversammlung im Gasthaus "zum Ziel"
in Grenzach-Wyhlen

Kreisverband Waldshut

Dienstag, 18. Oktober 2011, 18.00 Uhr
im Feuerwehrausbildungszentrum Kaitle (Ausbildungsraum OG),
Von-Opel-Str. 2 A in 79761 Waldshut-Tiengen

Kreisverband Calw

Mittwoch, 19. Oktober 2011, 16.30 Uhr in Bad Wildbad
Mit Besichtigung der Sommerbergbahn

Kreisverband Karlsruhe

Donnerstag, 20. Oktober 2011, 17.00 Uhr
in der SSC-Vereinsgaststätte in Karlsruhe-Waldstadt

Kreisverband Freudenstadt

Donnerstag, 3. November 2011

Kreisverband Sigmaringen

Freitag, 4. November 2011, 16.00 Uhr in Sigmaringen

Kreisverband Enzkreis

Donnerstag, 10. November 2011
mit Besichtigung des Kinderzentrums Maulbronn

Kreisverband Stuttgart

Montag, 14. November 2011, 17.00 Uhr
im Weingut der Stadt Stuttgart, Sulzerrainstr. 24,
mit Weinprobe, kleinem Vesper, Lyrik und Gesang;
Kostenbeitrag 15 Euro.

Kreisverband Hohenlohekreis

Dienstag, 15. November 2011, 14.00 Uhr
im Hohenloher Krankenhaus in Öhringen

Kreisverband Ravensburg

Mittwoch, 16. November 2011, 13.15 Uhr
13:15 Uhr Kreisversammlung
15:30 Uhr Besichtigung der JVA Ravensburg

Kreisverband Konstanz

Donnerstag, 17. November 2011

Kreisverband Esslingen

Freitag, 18. November 2011

Termine bitte vormerken. Einladungen folgen zum gegebenen Zeitpunkt.



Personalia
Franz Frick
wurde 101 Jahre alt
Unser ältestes Mit-
glied, Kollege Bür-
germeister a.D.
Karl Frick, feierte in
geistiger Frische
im August seinen
101. Geburtstag.
Vor wenigen Wo-
chen erlitt er aller-
dings bei einem
Sturz in seiner Wohnung einen Oberschen-
kelhalsbruch. Dieser ist jedoch nach einer er-
folgreich verlaufenen Operation gut verheilt,
und unser Jubilar befindet sich bereits auf
dem Weg zur Besserung. In einer Reha in
Lindau übter schondas Gehen, und es funk-
tioniert mit Hilfe eines Gehwägelchens be-
reits wieder sehr gut.
An seinem Geburtstag besuchte er mit sei-
ner Familie ein Restaurant zu einem schönen
Geburtstagsessen.
Wir erinnern uns noch gerne an das große
Fest des 100. Geburtstages in Kressbronn,
bei dem auch unser Verbandmit Vorstands-
vertretern teilnehmen durfte. Beeindruckend
war der Empfang des Bürgermeisters im Rat-
haus, beeindruckender war jedoch die Prä-
senz des 100-jährigen "Geburtstagskindes"
und seine wohl überlegte und feinsinnige
Dankesrede als Antwort auf die Laudatoren.
Franz Frick ist nicht nur an Lebensjahren das
älteste Mitglied von uns, sondern auch mit
85 Jahren Mitgliedschaft Verbandszugehö-
rigkeit unerreicht.
Seit dem Beginn seiner Ausbildung zum ge-
hobenen Verwaltungsdienst im Jahr 1926
gehört er unserem Verband an. Darauf sind
wir natürlich besonders stolz.
In Kressbronn am Bodensee, dort wo er
heute noch lebt, war er in den Jahren 1954
bis 1974 Bürgermeister. Dann trat er in den
Ruhestand, den er bis heute genießen darf.
Wir hoffen, dass er bald wieder ganz auf den
Füßen steht, im wahrsten Sinne des Wortes,
und gratulieren ihm auch an dieser Stelle im
Namen all unserer Mitglieder sehr herzlich.
Wir wünschen ihm noch eine gute Zeit.

Richard Joos
feierte 70. Geburtstag
Am 17. August
2011 feierte der
ehemalige Kur-
und Bäderdirektor
der Bäderbetriebe
Stuttgart, Richard
Joos, seinen 70.
Geburtstag. 2006
wurde Richard Joos in den Ruhestand verab-
schiedet. Als langjährige Führungs-
persönlichkeit hat er die Stuttgarter Bäde-
rlandschaft entscheidend geprägt.
Ein Berufsleben lang blieb Richard Joos der
Kommunalverwaltung treu. Nach Stationen

beim Hauptamt der Stadt Pfullingen und als
Leiter des Haupt- und Personalamts bei den
Landkreisverwaltungen in Backnangund des
Rems-Murr-Kreises in Waiblingen, wechselte
er 1985 zur Verwaltung der Landeshaupt-
stadt Stuttgart. Zunächst als Verwaltungslei-
ter und stellvertretender Leiter des Kur- und
Bäderamts, bevor er 1993 die kommissari-
sche Leitung dieses Amts übernahm.
Unter der Regie von Richard Joos wurde das
Kur- und Bäderamt zum 1. Januar 1996 in
einen Eigenbetrieb umgewandelt. Noch im
Januar 1996 wählte ihn der Gemeinderat
zum ersten Leiter der Kur- und Bäderbe-
triebe Stuttgart und ernannte ihn zum Kur-
und Bäderdirektor. Richard Joos war mit sei-
ner Mannschaft von mehr als 300 Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern verantwortlich für
die beiden großenMineralbäder LEUZE und
Cannstatt sowie für acht Hallenbäder und
fünf Freibäder.
2006 wurde er zusätzlich zum Vorstand der
Mineral-Bad Berg AG bestellt, die das zuvor
privat geführte Mineral-Bad Berg betreibt.
Damit übernahm er auch die Verantwortung
für dieses traditionsreiche Stuttgarter Mine-
ral-Bad, das unter seiner Federführung er-
folgreich in die Mineralbad-Familie des Ei-
genbetriebs eingegliedert wurde.
Aus Anlass des zehnten Geburtstags der
Kur- und Bäderbetriebe am 1. Januar 2006
zog Geschäftsführer Richard Joos seinerzeit
Bilanz: das Experiment, die Stuttgarter Bäder
in der Rechtsform eines Eigenbetriebs zu
führen, bewährte sich auf ganzer Linie. Wäh-
rend der ersten zehn Jahre, in denen mehr
als 30 Mio. Euro in Bauvorhaben investiert
wurden, festigten die Stuttgarter Bäder ihre
Vorrangstellung in der Region und im bun-
desweiten Vergleich deutlich und bauten
diese weiter aus. Der Bevölkerung Stuttgarts
sowie der benachbarten Städte und Gemein-
den steht ein attraktives Bäderangebot mit
drei großen Mineralbädern, acht Hallenbä-
dern und fünf Freibädern zur Verfügung.
Kollege Richard Joos langjähriges Verbands-
mitglied. Gleich zu Beginn seiner Ausbil-
dung als Verwaltungskandidat trat er auch
in den damaligen Verein der Württembergi-
schen Verwaltungsbeamten ein, das war am
1. Juni 1957. Seitdem ist erMitglied, also 54
Jahre lang.
Wir gratulieren ihm zu seinem "runden" Ge-
burtstag undwünschen ihm nocheinige wei-
tere Jahrzehnte in guter Gesundheit.

Roland Klinger
Honorarprofessor
Unserem langjährigen Mitglied Klinger ist
von unserer Hochschule für öffentliche Ver-
waltung und Finanzen Ludwigsburg die Be-
zeichnung Honorarprofessor verliehen wor-
den. Darüber freuen wir uns sehr.
Bereits im Jahr 2008 zeichnete ihn das ba-
den-württembergische Wissenschaftsminis-
terium mit der Ehrensenatorwürde der Dua-
len Hochschule Baden-Württemberg aus,

und in der Zwischenzeit erfolgte die wei-
tere Ehrung.
Rektor Mayer von der Hochschule Ludwigs-
burg machte bei der Akademischen Feier
deutlich, dass es sich um eine Ehrung mit
"Seltenheitswert" handelt. Bislang hat die
Hochschule nur 16 Persönlichkeiten ausge-
zeichnet. Roland Klinger, Verbandsdirektor
des Kommunalverbandes für Jugend und
Soziales in Baden-Württemberg (KVJS), ist
seit langem, nämlich seit 1981, sehr erfolg-
reich und mit großem Engagement als Lehr-
beauftragter für Sozialrecht an der Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung und Finan-
zen tätig. Besonders hervorzuheben ist der
unmittelbare Bezug seiner Vorlesungen zur
Praxis. Hinzu kommen wesentliche Beiträge
von ihm zur Studienreform.
Laudator Prof. Dr. Christian O. Steger,
Hauptgeschäftsführer a.D. des Gemeindeta-
ges Baden-Württemberg, wies auf die Be-
deutung der zahlreichen wissenschaftlichen
Veröffentlichungen, Fachartikel und Kom-
mentierungen von Roland Klinger hin. Be-
sonderes Merkmal dieser Arbeiten sei, dass
der Verfasser damit "politisch heiße Themen
wissenschaftlich durchdrungen" habe.
Auch Landrat Dr.
Rainer Haas gratu-
lierte dem neuen
Honorarprofessor
mit den Worten:
"Sowohl Hoch-
schule als auch
Studierende pro-
fitieren enorm
vom Wissenstransfer mit externen Partnern.
So ist u.a. Roland Klinger ein Gewinn für die
Ausbildung angehender Verwaltungs-
fachleute."
Er selbst begann seineAusbildung zumgeho-
benen Verwaltungsdienst bei der Gemeinde
Stammheim im Kreis Calw. Sie führte ihnwei-
ter über das Landratsamt Rottweil bis zur Ver-
waltungsschule, wo er seine Staatsprüfung
mit der damals als exzellent zu betrachtenden
Note von 1,84 bestand. Die Berufslaufbahn
führte ihn zur StadtEsslingen, zumLandespo-
lizeipräsidiumunddannzum Landkreistag als
Sozialreferent, bis er schließlich Verbandsdi-
rektor des früheren Landeswohlfahrtsverban-
des Württemberg-Hohenzollern wurde, dem
"Vorläufer" des heutigen KVJS.
In unserem Verband ist er schon jahrelang
Mitglied, und wir wünschen Professor Ro-
land Klinger noch viele erfolgreiche Jahre.

Richard Seeger ist verstorben
Im hohen Alter von
90 Jahren ist unser
geschätzter Kollege
Prof. Richard Seeger
verstorben. Zuletzt
war er gesundheitlich
sehr angeschlagen,
nicht zuletzt der Tod
seiner Ehefrau hatte
ihn stark mitgenom-
men. Richard Seeger
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war einer der profiliertesten Vertreter unse-
res Berufsstandes des gehobenen Verwal-
tungsdienstes. Vielen war er ein Vorbild.
Seine zahlreichen Publikationen und Bücher
erreichten Tausende von Kolleginnen und
Kollegen. Herausragende Verdienste erwarb
er sich auch um die Ausbildung für den ge-
hobenen Verwaltungsdienst. Er war der erste
Honorarprofessor an der Hochschule für öf-
fentliche Verwaltung Stuttgart. Von Beginn
an unterrichtete er an der 1971 gegründe-
ten Fachhochschule für öffentliche Verwal-
tung Stuttgart, an deren Errichtung er einen
hohen Anteil hatte. Er war maßgebend an
der damaligen Reform des gehobenen Ver-
waltungsdienstes beteiligt.
Wir zitierendendamaligen Ministerialdirigen-
ten des Innenministeriums, Dr. Füsslin anläss-
lich der Verleihung der Honorarprofessur:
"Richard Seeger ist einMann des Überblicks,
ein Mann mit einer großen Bandbreite prak-
tischen und wissenschaftlichen Wirkens. Als
solcher ist er eine singuläre Erscheinung und
ein ausgesprochener Glücksfall. Wir schät-
zen ihn aber auch als Person. Für uns ist er
ein Mann der Mitte, parteipolitisch neutral,
der sich immer den Blick für das Ganze be-
wahrte, auch wenn Blitze von der Panorama-
straße (Anmerkung: Sitz des Gemeindeta-
ges) herunterzuckten und Donnergrollen zu
vernehmen war. Richard Seeger habe viel
Bewegung in die Landespolitik gebracht,
wenn es um kommunale Belange ging. Und
das hat weder der Landesregierung insge-
samt noch dem Innenministerium im Beson-
deren geschadet."
Im Jahr 1921 ist er in Unterfischach im Kreis
Schwäbisch Hall geboren, hat von 1935 bis
1940 die Ausbildung für den gehobenen
Verwaltungsdienst mit Lehr- und Gehilfen-
zeit auf dem Rathaus Mittelfischach absol-
viert. Dann wurde er zumWehrdienst einge-
zogen. Fünf lange Jahre musste er Kriegs-
dienst leisten, geriet dann in russische Gefan-
genschaft, aus der er ebenfalls erst nach vier
langen Jahren im Jahr 1949 heimgekehrt ist.
Von 1950 bis 1951 besuchte er die Staatli-
che Verwaltungsschule in Stuttgart, die er als
Jahrgangsbester mit der Note "sehr gut" ab-
schloss. Die Stationen seiner Berufslaufbahn
waren das Hauptamt der Stadt Stuttgart und
das Kommunalaufsichtsamt des Landratsam-
tes Nürtingen. 1958 wählte ihn die Bürger-
schaft von Reichenbach an der Fils zu ihrem
Bürgermeister. 18 Jahre blieb er dort, bis er
im Jahr 1976 zum Hauptgeschäftsführer
des Gemeindetages Baden-Württemberg
gewählt wurde. Dieses Amt hatte er bis zu
seiner Pensionierung im Jahr 1985 inne.
Nach seiner Hauptprüfung ist er unserem
damaligen Verein der Württembergischen
Verwaltungsbeamten beigetreten und hat
ihm all die Jahre die Treue gehalten, also
nahezu 60 Jahre. In dieser Zeit war er auch
fünf Jahre lang Vorstandsmitglied des Ver-
bandes. Zahlreiche Auszeichnungen hat er
erhalten, u.a. das Bundesverdienstkreuz ers-
ter Klasse und die Verdienstmedaille des
Landes Baden-Württemberg. Wir denken an
ihn und sind auf ihn und sein Wirken stolz.

Namen
Wir heißen folgende neue
Mitglieder willkommen:
Manuel Brzenczek, Regierungsinspektor-
anwärter, Hochschule für öffentliche Verwal-
tung Kehl
Steffen Falcke, Verwaltungsamtmann,
Landwirtschaftliche Berufsgenossenschaft
BW
Serge Pankratz, Amtsinspektor, Landesin-
stitut für Schulentwicklung BW
Christoph Sprich, Stadtoberinspektor,
Stadt Nürtingen
Anja Walter, Stadtamtfrau, Stadt Knitt-
lingen
Silvia Wittwar, Regierungsobersekretärin,
Wilhelma Stuttgart

Ernannt und befördert
wurden:
Andrea Dreisigacker, zur Regierungsrätin
beim Regierungspräsidium Stuttgart
Gerhard Heinkelein, zum Stadtoberamts-
rat bei der Landeshauptstadt Stuttgart
Reiner Striebel, zum Stadtoberamtsrat bei
der Stadt Blaubeuren
Andreas Zimmermann, zum Stadtver-
waltungsrat bei der Stadt Ditzingen
Herzlichen Glückwunsch!

Gewählt wurden:
Bernd Dürr, zum Bürgermeister der Ge-
meinde Bondorf - WW
Willibald Freihart, zum Bürgermeister der
Gemeinde Riesbürg
Jürgen Guse, zum Aufsichtsratsvorsitzen-
den der Wirtschaftsförderungsgesellschaft
Schwarzwald-Baar-Heuberg
Edwin Hahn, zum Bürgermeister der Ge-
meinde Adelmannsfelden - WW
Armin Mößner, zum Bürgermeister der
Stadt Murrhardt
Jürgen Roth, zum Bürgermeister der Ge-
meinde Tuningen - WW
Michael Ruf, zum Bürgermeister der Ge-
meinde Baiersbronn
Klaus Zenth, zum Bürgermeister der Ge-
meinde Abstatt
Herzlichen Glückwunsch!

In den Ruhestand traten:
Herbert Braun, Gemeindeoberamtsrat,
Lenningen
Günther Neumeister, Bürgermeister, Ge-
meinde Rießbürg
Erich Pyrchalla, Stadtamtsrat, Villingen-
Schwenningen
Mathias Sendelbach, Oberamtsrat, Kreis-
kliniken Esslingen
Rudolf Senghaas, Ltd. Stadtverwaltungsdi-
rektor, Heilbronn
Wir wünschen den Kollegen einen gesunden
und aktiven Ruhestand!

Gestorben sind:
Claudia Becker, Stadtoberamtsrätin,
Heidenheim
Georg Beisswanger, Oberregierungsrat
a.D., Ebersbach
Oswald Bihr, Oberamtsrat a.D., Bopfingen
Manfred Dürr, Regierungsdirektor a.D.,
Stuttgart
Bruno Gscheidle, Kreisverwaltungsdirek-
tor a.D., Balingen
Anton Högerle, Bürgermeister a.D.,
Waldstetten
Karl Keufer, Oberamtsrat a.D., Fellbach
Otto Kübler, Bürgermeister a.D.,
Knittlingen
Josef Mästle, Stadtoberverwaltungsrat
a.D., Tettnang
Johannes Pfleiderer, Bürgermeister a.D.,
Aalen
Prof. Richard Seeger, Bürgermeister a.D.,
Baltmannsweiler
Heinrich Truchseß, Verwaltungsrat a.D.,
Markgröningen
Helmut Weber, Regierungsdirektor, Ilsfeld

Wir werden den Verstorbenen ein ehrendes
Andenken bewahren.

Seminare

Seminar "Versorgungs-
und Beihilferecht -
Pflegeversicherung"
B 246 GB 2011
vom 4. bis 6. November 2011
in Königswinter
Teilnehmerbeitrag 80 Euro.
Unser befreundeter Fachverband BRH
Baden-Württemberg führt in Zusam-
menarbeit mit der dbb akademie im
November 2011 ein sowohl für Ver-
sorgungsempfänger alsauch für aktive
Beamte geeignetes Seminar durch.
Unter dem Titel "Versorgungs- und
Beihilferecht - Pflegeversicherung -
Vorsoge im Alter" erfahren Sie alles
Wissenswerte und Wissensnotwen-
dige für den "Ernstfall".
Wir empfehlen dieses Seminar unse-
ren Mitgliedern und bitten, dass sich
Interessierte bei unserer Geschäfts-
stelle, Panoramastr. 27, 70174 Stutt-
gart, Tel. 0711 2263262, Fax 0711
2263280 oder Mail: info@vdv-bw.de
anmelden.

Motivation und
öffentliche Verwaltung
In diesemWorkshop lernen Sie vor allem et-
was über sich selbst: Was treibtmich an?Was
lädt meinen inneren Akku?Welche Faktoren
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beeinflussen meine Arbeitszufriedenheit und
damit meine Motivation? Wie übertrage ich
meine Motivation auf andere?
Wie motiviere ich (mein) Team?
Oft reichen kleine Veränderungen an der ei-
genen Sicht- und Verhaltensweise, um sich
neu zu motivieren. Diese können Sie nach
demWorkshop sofort umsetzen. Gleichzeitig
erarbeiten Sie im Team praktische Schritte,
wie Sie scheinbar unbeeinflussbare Motiva-
tionen für sich nutzen undwie Siemit demo-
tivierenden Erlebnissen umgehen.
Beginn am Freitag, den 2. Dezember 2011
um 9.00 Uhr, Ende am Samstag, den 3. De-
zember 2011 um 13.00 Uhr in Tagungs-
zentrum Gültstein bei Böblingen.
Max. Teilnehmerzahl: 12, Übernachtung/
Vollpension im EZ 149 E, Nichtmitglieder
179 E.
Geleitet wird das Seminar von unseren Vor-
standsmitgliedern, Birgit Baumann und
Klaus Nunn.
Anmeldungen an unsere Geschäftsstelle
Panoramastr. 27, 70174 Stuttgart oder
tel. 0711 2263262 bzw. per mail
info@vdv-bw.de

Seminarangebote
im Jahr 2011
In Zusammenarbeit mit der dbb-akademie
führt der BBW - Beamtenbund Tarifunion in
diesem Jahr noch folgende verbandsbezo-
gene Bildungsveranstaltungen durch:
- Informationstechnologien: Seminar B
144GB/11 vom 23. bis 25. Oktober 2011
in Königswinter.
Dieses Seminar führt Anfänger in die Arbeit
mit dem PC und insbesondere in die Nut-
zung des Internets ein. Dabei wird auch die
praktische Anwendung an Geräten trainiert.
(15 Teilnehmerplätze) Teilnehmerbeitrag:
Für Mitglieder 80,-- Euro
- Personalmanagement: Seminar B
147GB/11 vom 06. bis 08. November 2011
in Königswinter.
Generelle Einführung in die Grundsätze des
Personalmanagements, vertiefte Behandlung
der Themen Personalentwicklung, Mitarbei-
terführung, Mitarbeitergespräche und Mitar-
beiterbeurteilung.
(15 Teilnehmerplätze) Teilnehmerbeitrag:
Für Mitglieder 80,-- Euro

Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei
der Bundeszentrale für politische Bildung die
Anerkennung als förderungswürdig im
Sinne der Vorschriften über Sonderurlaub
für Beamte und Richter im Bundesdienst be-
antragt, sodass auch Sonderurlaub nach den
landesrechtlichen Vorschriften gewährt wer-
den kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder
offen. Der Teilnehmerbeitrag beträgt bei
Nichtmitgliedern das Doppelte des ausge-
wiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landes-
geschäftsstellen der Mitgliedsverbände des
BBW entgegen-genommen werden. Diese
halten Anmeldeformulare bereit. Eine unmit-
telbare Anmeldung bei der dbb Akademie
ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie
unser Seminarprogramm finden Sie auch im
Internet unter www.bbw.dbb.de.

Darüber hinaus verweisen wir auf die weite-
ren von der dbb Akademie angebotenen Se-
minare, die Sie im Internet unter
www.dbbakademie.de finden.
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Die Reise zum Mars -
ein Himmelfahrtskommando
Der Mensch würde gerne das Weltall verwalten,
Gott gleich sein oder zumindest kaum minder.
Er würde sich gerne als "Schöpfer" entfalten.
Das ist die Hybris der Milchstraßenkinder!
In der Galaxis, die 100 000 Lichtjahre misst,
ist der Erdball nur ein Körnchen Staub!
Und der Mensch darauf ist - mit Verlaub -
bloß ein winziger lächerlicher Statist.
Doch sein Forschergeist ist oft genial
und seine Wissbegier fast schon fatal.
Der Mondflug ist längst aus dem Fokus entschwunden,
nun woll�n Astronauten den Mars erkunden.
"Um das Jahr 2035 werden wir Menschen zu einer Marsumrun-
dung schicken und sicher zur Erde zurückbringen. Später werden
wir auch auf demMars landen. Und ichwerde das noch miterleben."
(US-Präsident Barack Obama am 15.4.2010).
Der Abstand Erde - Mars, das weiß heute jeder,
beträgt zwischen 56 und 400 Millionen Kilometer.
Die Entfernung lässt wahrlich nichts Gutes vermuten:
Ein Funksignal zum Mars braucht rund 20 Minuten!
Durch Marssonden kennt man die Oberflächenstruktur,
und man weiß bisher: Von Leben gibt �s keine Spur.
Der Boden ist steinig, öd und fad,
des Nachts hat es minus 70 Grad!
Die Atmosphäre ist dort etwas "schroff",
denn es gibt nur sehr wenig Sauerstoff!

Eine sehr lange Reise

Die NASA arbeitet längst an der Mars-Mission
und besitzt eine detaillierte Konzeption.
Ihre Planungen lassen uns förmlich erschauern:
Eine Marsreise wird rund zweieinhalb Jahre dauern!!
Denn Erde und Mars, der Leser wird �s ahnen,
die kreisen in unterschiedlichen Bahnen.
Der Flug zum Mars in Perfektion
gelingt nur bei günstiger Konstellation,

das heißt, auf den Mars muss man erst einmal warten,
und kommt er der Erde nah, dann kann man starten.
Der Flug hin zum Mars ist �ne schwere Plage,
denn er dauert rund 180 Tage!! -
Sollte die Landung auf dem Mars gelingen,
dann wird sie den Raumfahrern Höchst-Stress bringen.
Weil Mars und Erde ja weiterkreisen,
müssen die Marsbesucher Geduld beweisen
und eineinhalb Jahre (!!) "oben" bleiben,
sich irgendwie die Zeit vertreiben
und warten, angstvoll und beklommen,
bis Mars und Erd� sich (wieder) näher kommen
nach alter Sternenlaufbahnweise;
dies erst ermöglicht dann die Reise
zurück vom "roten" zum "blauen" Planeten,
da hilft kein Fluchen und kein Beten.

Herausforderungen und Risiken
Die Astronauten sind lange "aus der Welt"
und ganz auf sich allein gestellt.
Bei Notfällen und bei Reparaturen
gibt �s keine Hilfsflüge und Korrekturen,
weil die von der Erde aus unmöglich wären;
Probleme müssten sie selber klären!
Dazu kommen: der Druck steter Lebensgefahr,
die galaktische Strahlung unmittelbar
und das Riesenproblem: Arbeit, Freizeit, Wohnen
stets auf engstem Raum mit den gleichen Personen!
Rund 900 Tage erdfern, beengt, isoliert,
das ist zu viel des Schlechten, garantiert!
Der Mensch, geschaffen fürs Erdenleben,
wird diesen Stress kaum überleben.
Rein psychisch wird er �s wohl nicht überstehn
und als "Marsmännchen" kläglich untergehn...

Fazit
Der Mensch hat auf Erden genug Schwierigkeiten -
wozu auf dem Mars sich noch neue bereiten!?
Ekkehard Frost
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Sonstiges

Personalführung als Gewinn
für alle Beteiligten
Das Beratungsunternehmen Gallup hatte
Anfang Februar 2011 den Engagement In-
dex 2010 veröffentlicht. Danach weisen 21
Prozent der Mitarbeiter inDeutschland keine
emotionale Bindung an ihren Arbeitgeber
auf und verhalten sich am Arbeitsplatz sogar
destruktiv. Nur 13 Prozent der Beschäftigten
verfügen über eine hohe emotionale Bin-
dung und sind bereit, sich freiwillig für ihren
Arbeitgeber und dessen Ziele einzusetzen.
Die große Mehrheit von 66 Prozent, so
Gallup, leistet Dienst nach Vorschrift. Der
volkswirtschaftliche Schaden liegt jährlich
aufgrund der Produktivitätseinbußen zwi-
schen 121,8 und 125,7 Milliarden Euro.
Bricht man das auf den öffentlichen Bereich
herunter, gilt folgende grobe Rechnung: Das
aktuelle Jahrbuch des Statistischen Bundes-
amtes gibt als Staatsquote für 2009 einen
Wert von 47,6 Prozent an. Somit ist der öf-
fentliche Bereich dann mit rund 59 Milliar-
den Euro an nicht produzierten Gütern und
insbesondere Dienstleistungen pro Jahr
durch die ermittelte Minderleistung betrof-
fen. Um die Zahl einordnen zu können, hier
zum Vergleich die Haushaltsvolumina je-
weils eines Jahres von drei Bundesländern:
Baden-Württemberg liegt bei 35 Milliarden
Euro, Bayern bei 43 Milliarden Euro und
Nordrhein-Westfalen bei 53 Milliarden Euro.
Wie lassen sich Engagement- und Motivati-
onsniveau nur halten oder sogar bestenfalls
steigern im Zeichen von öffentlichemDienst-
und Tarifrecht?
In der Führungslehre und der Motivations-
forschung waren lange Zeit zwei Denkrich-
tungen dominierend, aber nichtsdestotrotz
leider überhaupt nicht zielführend und effek-
tiv. Die einen gingen vom homo oeconomi-
cus aus; der Mensch gesehen als ein Wesen,
das sich ausschließlich wirtschaftlich, sprich
monetär leiten und beeinflussen lässt. An-
dere Theoretiker predigten die reine Arbeits-
zufriedenheitslehre. Danach ist der Mensch
in einem ersten Schritt glücklich und zufrie-
den zu machen, damit er danach die gefor-
derte Leistung erbringt. Man nennt die Ver-
treter dieser letzteren Vorgehensweise auch
Happyologen. Beides Mal wird nur ein Teil
der komplexen Thematik beleuchtet.
Der amerikanische Psychologe Abraham
Maslow hat, wenn auch nicht unumstritten,
die Vielzahl menschlicher Bedürfnisse und
Wünsche kategorisiert. In der nach ihm be-
nannten Pyramide ist die Existenzsicherung
das Fundament, gefolgt von Sicherheitsden-
ken, dem Wunsch nach sozialer Zugehörig-
keit und als oberstesDefizitmotiv das Bedürf-
nis, anerkannt zu werden. Die Spitze in die-
ser Konstruktion bildet die Selbstverwirkli-
chung, die als Wachstumsmotiv angesehen
wird. Bemerkenswert ist, dass der feste Ar-
beitsplatz oder das geregelte Einkommen
der Sicherheit zugerechnet werden, die zwei

Stufen unterhalb der Anerkennung unseres
Handelns rangieren. Ist also Loben wichtiger
als eine Beförderung, Höhergruppierung
oder Leistungsprämie?

Interessant ist, was Frederick Herzberg, ein
berühmter US-amerikanischer Arbeitswis-
senschaftler dazu herausgefunden hat. Er
befragte Beschäftigte nach Faktoren, die de-
ren Einstellung zur Arbeit beeinflussen. Da-
nach hat er die abgefragten Parameter ent-
sprechend eingeordnet. So werden die dabei
ermittelten so genannten Hygienefaktoren
als selbstverständlich angesehen und verhin-
dern nur, dass sich eine Unzufriedenheit un-
ter der Belegschaft breit macht. Zufrieden-
heit und Motivation können sie nicht auslö-
sen oder erzeugen. Nach den Untersuchun-
gen Herzbergs gehören dazu unter ande-
rem das Entgelt, die Sicherheit des Arbeits-
platzes, die Personalpolitik und das Betriebs-
klima. Zufriedenheit ist aber nicht erreicht,
wenn Gründe für Unzufriedenheit nicht
mehr vorliegen. Zufriedenheit stellt sich erst
ein, wenn etwas hinzu kommt: nämlich die
Motivatoren. Sie umfassen den Arbeitsinhalt
an sich, Leistung, Anerkennung und die
Möglichkeit zu wachsen. Sie alleine, so Herz-
berg, motivierenMenschen, mehr zu leisten.
Wenn also Bedürfnisse des einzelnen be-
rücksichtigt werden, ist eine Leistungssteige-
rung die Folge. Im Gegenzug ist Minderleis-
tung zu erwarten, wenn die Hygienefakto-
ren vernachlässigt werden. Herzbergs Rat-
schlag an uns heute lautet auf den Nenner
gebracht: Gib den Mitarbeitern Verantwor-
tung, die Chance zur Entwicklung und zum
Dazulernen und spare nicht mit Anerken-
nung sowie Feedback im Allgemeinen.

In den USA wurde zu dieser Thematik in
einem Großunternehmenvor einigen Jahren
ein Experiment durchgeführt. Exemplarisch
wurden zwei Abteilungen herausgegriffen.
In dem einen Team waren die Vorgesetzten
angewiesen, so wenig Feedback wie über-
haupt möglich zu geben. Auf positive und
auch negative Vorkommnisse soll mit fast
gleichgültiger Art und Weise reagiert wer-
den. Eigentlich ein Umfeld, das sich für Be-
schäftigte nahezu paradiesisch anmutet. Die
Führungskräfte in der anderen Gruppe hat-
ten die Aufgabe, in Bezug auf wirklich Alles
sofort und ausdrücklich eine Rückmeldung
zu geben. Sowohl Fehler als auchErfolge wa-
ren ausnahmslos zu kommentieren. Ge-
meinhin ist das ein Zustand, den man als
unangenehm und störend empfindet. Wider
Erwarten waren die Leistungen in der unter
ständiger Kontrolle stehenden Gruppe bes-
ser. Durch das Dauerfeedback fühlten sich
diese Beschäftigten wahrgenommen undan-
erkannt.

In eine ähnliche Richtung gehen die so ge-
nannten Hawthorne Experimente. In Haw-
thorne, einer Stadt im US-Bundesstaat Illinois
gab es eine Fabrik der Western Electric Com-
pany. In der Zeit zwischen 1924 und 1932
wurden dort im Bereich der Arbeitssteige-
rung des Personals geforscht. Untersu-
chungsgegenstand waren zunächst die

Lichtverhältnisse an den Arbeitsplätzen. Eine
bessere Beleuchtung, so wurde festgestellt,
hatte eine höhere Arbeitsleistung zur Folge.
Allerdingshatten dieArbeitsgruppen, die bei
unverändertem Licht tätig waren, auch einen
höheren Output. Selbst als man in allen Be-
reichen zur ursprünglichen Lichtintensität
zurückkehrte, blieb das Leistungsniveau er-
halten. Die Forscher schlossen damals da-
raus, nicht die Beleuchtung sei ursächlich für
die Motivation, sondern das Bewusstsein der
Belegschaft, durch die Experimente beachtet
und damit anerkannt zu werden. Zuwen-
dung im besten Sinne des Wortes führt da-
mit zu höherer Produktivität.
Interessant ist auch der Zusammenhang zwi-
schen derZufriedenheit der Beschäftigten an
ihrem Arbeitsplatz und dem so genannten
Commitment. Letzteres gibt wieder, wie man
sich emotional an einen Arbeitgeber gebun-
den fühlt. In den Lehrbüchern (Meyer & Al-
len, 1991) sind drei Formen des Commit-
ment beschrieben. Die affektive Seite stellt
die emotionale Bindung dar.Mitarbeiter blei-
ben, weil sie es wollen. Von normativ spricht
man, wenn Mitarbeiter sich dem Unterneh-
men moralisch verpflichtet fühlen. Sie gehen
nicht, weil sie bei ihrem Arbeitgeber bleiben
sollten. Der dritte Aspekt von Commitment
ist fortsetzungsbezogen. Mitarbeiter berück-
sichtigen dabei die Kosten, die beim Verlas-
sen entstehen. Sie bleiben in dem Fall, weil
sie es schlichtweg müssen.
Der Schweizer Medizinsoziologe Johannes
Siegerist prägte den Begriff der Gratifikati-
onskrise. Wenn Leistung und Belohnung
nicht mehr in Einklang stehen, leidet im
wörtlichen Sinne darunter der Mitarbeiter,
also bis hin zu körperlichen Beschwerden.
Die beiden US-Amerikaner Herbert Simon
und James March gingen in eine ähnliche
Richtung. Nach deren Anreiz-Beitrags-Theo-
rie kann eine Organisation nur überleben,
wenn das Geleistete nachhaltig mit einer ad-
äquaten Gegenleistung aufgewogen wird.
Fredmund Malik, Managementberater aus
der Schweiz, stellt zu diesem Thema fest:
"Die Kenntnis des Ganzen, der Dienst am
Ganzen, das Bewusstsein, etwas Wichtiges
zu seiner Entstehung, Erhaltung und zu sei-
nem Erfolg beizutragen, sind vom Wechsel-
spiel der täglichenMotivationskünste weitge-
hend unabhängig. Auf dieser Basis entsteht
eine viel stabilere und größere Motivation,
als sie von den meisten anderen so genann-
ten Motivatoren herbeigeführt werden
kann."
Was müssen Vorgesetzte, also alle Füh-
rungskräfte, alles tun und wie sollen sie sich
verhalten, um ein für alle gewinnbringendes
Mitarbeiterhandeln zu erreichen?
- Erforderliche Informationen konsequent
weitergeben - den Mitarbeiter mitwissen
lassen
Dies ist eigentlich einer der selbstverständ-
lichsten Imperative aus der Führungslehre.
Trotzdem erfährt er in der Praxis einen ho-
hen Grad an Nichtbeachtung. Wenn Neuig-
keiten im besten Sinne des Wortes zu etwas
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Exklusivem (lat. exclusus: der Ausgeschlos-
sene) gemacht werden, schließt man einen
bestimmten Personenkreis vom Informati-
onszufluss aus. Zu denen zu gehören, die
nicht Bescheid wissen, wird als persönliche
Abwertung wahrgenommen.
- Aktive und aktivierende Personalentwick-
lung - den Mitarbeiter mitnehmen und ihn
etwas mitnehmen lassen
Die Mitarbeiter wollen vorwärtskommen.
Dies ist unbedingt auch im Sinne des Arbeit-
gebers. Fort- und Weiterbildungsangebote
sollten eine Bringschuld des Vorgesetzten
sein. Potentiale müssen im wahrsten Sinne
des Wortes entdeckt werden. Hemmend
wirkt dabei der gelegentlich festzustellende
Stuhlsägekomplex, der oft dazu führt, dass
zwischen Führung und Mitarbeitern ein
nicht zu rechtfertigendes Qualifikationsabs-
tandsgebot herrscht. Vorgesetzte fürchten
grundlos, an Einfluss zu verlieren, wennMit-
arbeiter besser werden.
- Sinnvoller Arbeitsinhalt - den Mitarbeiter
mitwirken lassen und Ergebnisse mitteilen
Den Mitarbeiter erfahren zu lassen, dass er
einen relevanten (lateinisch relevare: etwas
hochheben, [aber auch] von etwas befreien)
Beitrag zum großen Ganzen leistet, ist eine
Motivationsspritze schlechthin. Die Leistung
gelegentlich anerkennen durch ein Hervor-
heben aus den Alltäglichkeiten und auch den
Beschäftigten loslösen von zu starren Ein-
engungen, dies sollte jeder Vorgesetzte vor-
und aushalten müssen. Bisweilen wäre es für
den gemeinsamen Erfolg schon ausreichend,
wenn mit stetiger Demotivation aufgehört
würde. Es wäre nicht einmal aktive Motiva-
tion von Nöten.
- Als Führungskraft Autorität haben - mit den
Mitarbeitern mithalten können
Führen ist kein Privileg, sondern täglich neu
zu erbringende Dienstleistung. Wer einer
Gruppe vorsteht, muss über eine intellektu-
elle und/oder emotionale Überlegenheit ver-
fügen. Fachlich hat die Führungskraft sichauf
der Höhe der Zeit zu halten. Wer, um es in
der Sprache des Sports auszudrücken, einen
Ruderschlag aussetzt, treibt bereits zurück.
Soziale Kompetenzen, einmal erworben, be-
dürfen im Laufe der Zeit der Erweiterung
und Reflexion.
- Den Mitarbeiter als Individuum wahrneh-
men - mitfühlen können
Menschliches Verhalten kommt bei uns in
seiner Gesamtheit als Charakter an. Er ist das
Ergebnis körperlicher, geistiger und seeli-
scher Anlagen, die einen Menschen ausma-
chen, ihm also Individualität verleihen. Dazu
kommen wahrnehmbare Gefühle, Motive
und Werte, von denen man sich leiten lässt.
Dies alles ruft die verschiedenartigsten Be-
dürfnisse bei Menschen hervor. Diejenigen,
die für das Arbeitsumfeld von Bedeutung
sind, muss der Vorgesetzte berücksichtigen,
im Sinne von Rücksichtnahme. Viele Füh-
rungskräfte fürchten sich davor, Empathie zu
zeigen, weil unter der verstärkten Mitarbei-
terorientierung die Aufgabenerfüllung lei-

den könnte. Das Gegenteil ist jedoch in der
Praxis feststellbar: Das Anerkennen von Be-
dürfnissen führt zu einem höheren Output.
Auch der Mitarbeiter ist an Ergebnissen inte-
ressiert, was ihn wiederum motiviert. Inso-
fern wird damit ein positiver Prozess in
Gang gesetzt.
Autor:
Berthold Krist
Diplom-Verwaltungswirt (FH)
Meisenweg 5
74653 Künzelsau
Email: Berthold.Krist@michelbach-bilz.de
Vorsitzender des VdV-Kreisverbandes Ho-
henlohe

Bücher

"Schreiber und Poet dazu"
von Erich Kläger
In der letzten Ausgabe unserer Verwaltungs-
zeitung haben wir von dem außerordentli-
chen Buch unseres Kollegen und Mitglieds
Erich Kläger über den "Schreiber und Poe-
ten" Friedrich Bernritter berichtet.
Dieses Buch kann schriftlich, telefonisch und
per Mail direkt bei Kollegen Kläger bestellt
werden:
Erich Kläger, Schwabstr. 84,
71032 Böblingen
Telefon 07031 4149355
E-Mail: e.klaeger@gmx.de

Schwäbischer
Heimatkalender 2012
Herausgegeben vonWolfgang Walker in Zu-
sammenarbeit mit dem Schwäbischen Alb-
verein, dem Schwäbischen Heimatbund,
dem LandFrauenverband Württemberg-Ba-
den, dem NABU Baden-Württemberg und
dem Schwarzwaldverein.
Der Kalender präsentiert sich wieder in seiner
hochwertigen Aufmachung: reich bebildert
mit einer Vielfalt spannender Themen, Vor-
schlägen für Wanderungen und Ausflüge
quer durchs "Ländle", Begegnungen mit in-
teressanten Menschen und vielen Terminen
von Musikveranstaltungen, Ausstellungen,
Messen, Stadt- und Brauchtumsfesten, sport-
lichen Ereignissen und gibt damit viele Anre-
gungen für die Freizeitgestaltung von Jung
und Alt.
Der Humor als Lebenselexier ist ein wichtiger
Schwerpunkt des Kalenders: Schwäbische
Sprüche, Anekdoten und Geschichten ani-
mieren zum Schmunzeln und Lachen.
Als Buchkalender begleitet er seine Leser
durchs ganze Jahr.
123. Jahrgang
128 Seiten mit zahlreichen Abbildungen
E 10,90, ISBN 978-3-17-021845-1

Der Lahrer
Hinkender Bote 2012
Im Jahr 2012 feiert das Land Baden-Würt-
temberg seinen60. Geburtstag - Grund auch
für den Lahrer Hinkenden Boten, das Motto
"Fest feiern!" auszugeben und das ist durch-
aus im doppelten Wortsinn gemeint. Der
Bote präsentiert im Jubiläumsjahr einen bun-
ten Strauß vergnüglicher Themen rund um
Feste und Feiern im Land: Wir besuchen das
Peter-und-Paul-Fest in Bretten und werfen ei-
nen Blick auf die Mode vergangener Jahr-
hunderte, die man bei feierlichen Anlässen
trug. Natürlich fehlen auch spannende lan-
deskundliche Themen nicht: Was bewog die
Badener im 19. Jahrhundert, ihr Glück in
Amerika zu suchen, oder wie geht�s bei den
Schnapsbrennern in Südbaden zu?
Seit jeher liefert der "Bote" nicht nur prakti-
sche Informationen und unterhaltsame Arti-
kel, sondern ein bemerkenswert ausführli-
ches Kalendarium. Man findet Erntekalender
und Gartentipps sowie die Wettervorhersa-
gen des Hundertjährigen Kalenders neben
einer Feiertagsübersicht und einem Pollen-
flugkalender. Diese Ausführlichkeit lässt bei
der Jahresplanung keine Wünsche mehr
offen.

Der Lahrer Hinkender Bote erscheint seit
dem Jahr 1800 ununterbrochen und seit
dem Jahr 2010 unter dem Dach des Silber-
burg-Verlags. Er zählt zu den ältesten Volks-
kalendern Deutschlands.

Lahrer Hinkender Bote. Kalender und Kalen-
dergeschichten für das Jahr 2012. 160 Sei-
ten, mit zahlreichen farbigen Abbildungen,
kartoniert, E 8,50. ISBN 978-3-8425-1126-2.
Erschienen im Silberburg-Verlag, Tübingen
und Lahr/Schwarzwald.
Erhältlich im Buchhandel.
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Freiheit

Freiheit ist ein köstlich Gut,
sie gibt Kraft und sie gibt Mut.
Richtig zu nützen ist von Belang
und dies allezeit, lebenslang.

Nicht aber, niemals denke man,
dass man tun und lassen kann
was gefällt und ohne Hemmung.
Freiheit heißt auch Verantwortung.

Otto Raisch

Man muss einen Fehler mit Anmut rügen,
und mit Würde bekennen.

Friedrich von Schiller
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Verehrte Bürgerinnen und Bürger!

Wir sind in der Lage,

Anträge auf einstweilige Verfügungen, Pfändungsschutz, Kontenfreigaben, Klageschrif-
ten, Strafanzeigen u.v.m. für mindestens drei Personen gleichzeitig zu bearbeiten und
gleichzeitig noch Telefonate zu nehmen.

Wir sprechen alle Sprachen bis auf wenige afrikanische und südamerikanische Dialekte,
kennen uns selbstverständlich im Ehe-, Ausländer-, Arbeits-, Bau-, Verkehrs-, Straf-,
Wirtschafts-, Abwasser-, Wohngeld-, Abgaben-, Fahrerlaubnis-, Sozial- und Jugend-
recht aus,

können allein anhand Ihres Gesichtsausdrucks den Sachverhalt sofort erfassen und
ohne Ihren Personalausweis natürlich feststellen, dass Sie auch nur Sie sein können.

Wir haben magische Fähigkeiten, können Ihren persönlichen Lebenslauf rekonstruie-
ren, wissen, wann Sie wo beschäftigt waren und wann und wie oft Sie wohin umgezo-
gen sind.

Wir sind verantwortlich für Mord, Beleidigungen, Bedrohungen, für das Wetter, Unru-
hen, Kriege, Streiks, Alkohol und Drogen, schlechte Wirtschaftslage, das Fernsehpro-
gramm,miese Gesetze und dafür, dass Sie extra wegen uns so früh aufstehenmussten.

Wir lächeln, sind mitfühlend, ersetzen bei Bedarf gerne den Psychiater, außerdem sind
wir gerne beim Abbau Ihrer Aggressionen behilflich, ertragen mit viel Ruhe und ohne
Widerworte die schlimmsten Beschimpfungen auch im Namen unserer Familien.

Wir reparieren PCs, Drucker, Kopierer sowie ihr kaputtes Kfz und retten auch Ihre
gescheiterte Ehe.

Wir kennen weder Sonn- noch Feiertage, arbeiten sehr gerne auch unentgeltlich bis
in die tiefsten Abendstunden, persönliche Freizeit ist uns fremd.

Während unserer Bürozeiten haben wir keine eigenen Bedürfnisse, Essen, Trinken
oder der Gang zur Toilette sind tabu, denn es könnten uns Ihr Anruf, Ihre E-Mail oder
gar Ihre persönliche Vorsprache entgehen.

Die einzige Freude unseres Daseins ist es, Ihnen, verehrte Bürgerinnen und Bürger,
selbstlos zu dienen.

Gerne verzichten wir auf eine gerechte Bezahlung und auf die eine oder andere
Beförderung und das Weihnachtsgeld,

denn wir sind

Beamte im öffentlichen Dienst!
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Motivation 
 und öffentliche Verwaltung 

 
2.�3. Dezember 2011 

im KVJS � Tagungszentrum Gültstein bei Böblingen 
 
 
 
 
 
 
 

In diesem Workshop lernen Sie vor allem etwas über sich selbst: 
 

Was lädt meinen inneren Akku? 
Welche Faktoren beeinflussen meine Arbeitszufriedenheit? 

Wie übertrage ich meine Motivation auf andere? 
Wie motiviere ich (m)ein Team? 

Spaß und Spiel als Motivationsmotoren 
 
 
 

Referenten: 
Birgit Baumann, Diplom�Verwaltungswirtin (FH),  
Persönliche Referentin des Oberbürgermeisters der Stadt Heidenheim,  
dta�Diplom�Trainerin und Beraterin 
 
Klaus Nunn, Diplom�Verwaltungswirt (FH),  
Leiter des Hauptamts im Landratsamt Emmendingen,  
Übungsleiter für Freizeit� und Herzsport 
 
 

Teilnehmerzahl auf 12 begrenzt
Übernachtung/Vollpension im EZ 149 Euro

Nichtmitglieder 179 Euro

Anmeldung:
Verband der Verwaltungsbeamten

Baden�Württemberg e.V.
Telefon: 0711/2263262
Mail: info@vdv�bw.de

Weiterer Termin!
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